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Digitalisierungsministerium jetzt –  
oder (besser) nie?!
Thesen zu Erfolgsfaktoren und Risiken bei der Gestaltung einer neuen 
Steuerung der Digitalen Transformation in Staat und Verwaltung
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Vorwort	
Liebe Leser:innen,

vor Wahlen wird recht häufig der Ressortzuschnitt diskutiert. Wird ein weiteres Ministerium benötigt, weil eine 
Aufgabe besonders wichtig erscheint und herausgehoben werden soll? Oder sollen Ressorts zusammengelegt 
werden, weil die dort verantworteten Themen so eng zusammenhängen, dass sie in einem gemeinsamen Haus 
vielleicht besser bearbeitet werden?

Auch vor den Wahlen für die zwanzigste Legislaturperiode des deutschen Bundestags stellen sich diese Fragen 
und einige Parteien schlagen nunmehr die Bildung eines eigenen Ressorts für „Digitalisierung“ oder „digitale 
Transformation“ vor.

Bei der den Wahlen folgenden Regierungsbildung wird es dann konkret, nun muss aber auch bei Koalitionen ein 
Proporz verhandelt werden – wie viele Ministerposten stehen wem zu, wie „wichtig“ sind oder erscheinen diese 
jeweils? Viele weitere Dinge, wie die Verteilung im Hinblick auf Ost und West, Nord und Süd, Frauen und Männer, 
das Alter und die Erfahrung wollen in Betracht gezogen werden, damit das Kabinett fachlich und politisch gut 
aufgestellt ist und das Wahlergebnis angemessen abbildet. Weil die Dinge dann schnell gehen müssen, ist es 
wichtig, hier fachlich gut vorbereitet zu sein, damit sinnvolle Zuordnungen getroffen werden können.

Bereits vor den Wahlen zur neunzehnten Legislaturperiode forderten einige Parteien, dem Thema Digitalisierung 
ein größeres Gewicht zu geben. Im internationalen Vergleich hinkte Deutschland bei der Digitalisierung der 
Verwaltung hinterher und dies sollte deutlich verbessert werden. Die Aufholjagd der deutschen Unternehmen 
bei digitalen Geschäftsmodellen sollte unterstützt werden und hier sollten die richtigen rechtlichen 
Rahmenbedingungen und Unterstützungsangebote auf den Weg gebracht werden. Einige Parteien schlugen 
dafür ein eigenes Digitalisierungsministerium vor. Umgesetzt wurde ein weniger weitgehender Vorschlag und 
es wurde eine Staatsministerin für Digitalisierung (ohne eigenen Geschäftsbereich) in das Bundeskabinett 
aufgenommen. 

Auch wenn Fortschritte bei der Digitalisierung zu verzeichnen sind, bestehen die Gründe und Argumente für 
ein eigenes Ministerium unverändert fort und wurden Bürger:innen und Unternehmen durch die Auswirkungen 
der Corona Pandemie sehr eindringlich vor Augen geführt. Dies gilt vor allem für die Digitalisierung der 
Verwaltungsservices, wie etwa die Beantragung von Leistungen wie Elterngeld oder BAföG für Bürger:innen, oder 
Genehmigungsanträge etwa für neue Produktionsanlagen für Unternehmen. Dort wo digitale Services vorher 
bereits umgesetzt waren, konnten die Leistungen praktisch unverändert schnell beantragt und in Anspruch 
genommen werden. Dort wo dies nicht der Fall war, gab es zum Teil massive Einschränkungen. Für digitale 
Lösungen, die speziell für die Bewältigung der Corona Pandemie benötigt wurden, wie etwa die Corona-App oder 
die Corona-Wirtschaftshilfen konnte nur im geringen Maße auf bestehende IT-Infrastrukturen zurückgegriffen 
werden, so dass diese nicht so schnell umgesetzt werden konnten wie gewünscht. Die Forderungen nach einem 
eigenen Ministerium für „Digitalisierung“ oder „Digitale Transformation“ sind daher nochmals eindringlicher 
geworden, phasenweise nahezu existentiell. 
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Für die fachliche und organisatorische Ausrichtung eines solchen neuen Ressort gibt es viele unterschiedliche 
Varianten und Optionen und Einiges zu berücksichtigen. Die Autoren der vorliegenden Studie haben hierzu 
verschiedene wichtige Aspekte zusammengestellt, diese in Form von Interviews mit Experten aus Politik, 
Verwaltung und Wissenschaft diskutiert, und sehr konkrete Empfehlungen für die Ausgestaltung des Aufbaus 
und den Aufgabenzuschnitt abgeleitet.

Wir wünschen Ihnen eine spannende Lektüre und einer zukünftigen Digitalisierungsministerin oder einem 
-minister gutes Gelingen bei der sicher anspruchsvollen aber auch besonders ergiebigen Aufgabe, die 
Digitalisierung in Deutschland voranzubringen!
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Management Summary

In der politischen Diskussion und in den Programmen einiger politischer Parteien für die Wahl 
zum 20. Deutschen Bundestag wird wiederholt die Einrichtung eines Digitalisierungsministeriums 
gefordert. Hintergrund ist die allgemeine Unzufriedenheit mit der Geschwindigkeit und Kohärenz der 
Digitalisierung in Deutschland, wobei die Problemdiagnose meist diffus bleibt. In der vorliegenden 
Untersuchung wird herausgearbeitet, in welchem Portfolio-Zuschnitt die Einrichtung eines 
Digitalisierungsministeriums erfolgsversprechend ist und wie das Ministerium selbst sowie die Gesamt-
Governance ausgestaltet sein sollten. Hierfür wird ein Idealtypus eines Digitalisierungsministeriums 
beschrieben.

Der Handlungsschwerpunkt eines Digitalisierungsministerium ist die erste wesentliche Design-
Entscheidung. Da die Digitalisierung alle Bereiche von Wirtschaft, Staat und Gesellschaft durchdringt, 
ist eine Schwerpunktsetzung zwingend, soll das Ressort nicht orientierungslos in Abstimmungen 
mit den Fachressorts aufgerieben werden. Das Digitalisierungsministerium sollte sich auf die 
Digitalisierung und Modernisierung von Staat und Verwaltung konzentrieren, auch angesichts des 
nach wie vor großen Aufholbedarfs. Zudem sollte es nicht mit fachlichen Agenden betraut werden. 
Ein „X-, Y- und Digitalisierungsministerium“ wird seine politische Signalwirkung verfehlen und die 
Fachthemen die notwendige Aufmerksamkeit der Hausleitung absorbieren.

Das Digitalisierungsministerium sollte mit einem klaren Markenkern und kleinen Personalkörper 
starten, um die Aufbauphase zu begrenzen und nicht die Digitalisierungsbereiche der Fachressorts zu 
kannibalisieren. Stattdessen sollte das Budget der wesentliche Wirkmechanismus sein, mit dem das 
Ministerium den IT-Einsatz und die Digitalisierung von Staat und Verwaltung steuert. Entsprechend 
ist es mit dem zentralen IT-Haushalt auszustatten sowie einem Innovationsbudget, auf das sich alle 
Ressorts mit Digitalisierungsprojekten bewerben können. Auf die Neugründung von Behörden im 
Geschäftsbereich sollte mit Blick auf die dadurch nach innen gerichteter Bindung von Ressourcen 
und Aufmerksamkeit verzichtet werden.

Ein Digitalisierungsministerium sollte zudem umsetzungsorientiert ausgerichtet sein und auch die 
direkte Verantwortung für wichtige Projekte übernehmen, z.B. den Aufbau der Verwaltungscloud, 
die Umsetzung des Onlinezugangsgesetzes sowie der Single Digital Gateway Verordnung. Es reicht 
nicht, nur regulatorisch und fördernd tätig zu sein. Diese Umsetzungsverantwortung muss sich 
auf die gesamtstaatliche Transformation der Verwaltung beziehen und darf nicht auf den Bund 
beschränkt sein. Verwaltung findet in Deutschland vor allem in den Ländern und Kommunen statt 
und insbesondere dort bedürfen flächendeckende Innovationen einer starken Koordination.

Ein Digitalisierungsministerium sollte mit der Modernisierung bei sich selbst anfangen und 
beispielsweise Experimentierklauseln zuallererst bei sich selbst anwenden. Projektorientiert sollte 
es üblich sein, referatsübergreifend in Teams zu arbeiten. Agile und nutzerzentrierte Methoden 
sollten in jedem Projekt als Standard-Repertoire angewendet werden. Erfahrungen, Kompetenzen 
und Ideen von relevanten Akteuren in Zivilgesellschaft und Wirtschaft genutzt und eingebunden 
werden, um Nutzungsorientierung systematisch in die Lösungsentwicklung einzubeziehen 
und nicht Verwaltungsdigitalisierung zum Selbstzweck werden zu lassen. Insgesamt gilt es die 
Innovationskraft der Digitalwirtschaft und Zivilgesellschaft stärker für Staat und Verwaltung zu 
nutzen. Innovation lässt sich in der Verwaltungsdigitalisierung eher durch offene Standards, 
offene Daten, offene Schnittstellen und offene Software befördern, als unter dem Label digitaler 
Souveränität die Verwaltungsdigitalisierung ausschließlich staatlichen Akteuren zu überlassen.
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Inwieweit ein Digitalisierungsministerium dieser Ausprägung der diffusen öffentlichen und 
politischen Erwartung entsprechen kann, bleibt offen. Die Erwartungen scheinen teilweise ein 
„eierlegendes Wollmilchsauministerium“ zu sein, das alle Defizite der Digitalisierung in Deutschland 
wie von Wunderhand beheben solle. An diesem Maßstab muss jedes Digitalisierungsministerium 
scheitern. Der Idealtypus eines Digitalisierungsministeriums soll dem ein realistisches, 
pragmatisches und dennoch attraktives Szenario entgegensetzen.

Der beschriebene Idealtypus eines Digitalisierungsministeriums basiert zum einen auf der 
einschlägigen Forschungs- und Praxisliteratur und zum anderen auf den empirischen Grundlagen 
der Untersuchung. Hierfür wurden vier Fallstudien von Bundesländern mit unterschiedlich 
ausgeprägten Digitalisierungsministerien analysiert sowie halbstandardisierte Interviews mit 
Expert:innen und Entscheider:innen der digitalen Verwaltung in Deutschland geführt, insbesondere 
Minister:innen, Staatssekretär:innen und Abteilungsleiter:innen sowie Vorstände öffentlicher IT-
Dienstleister. 
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Einleitung: Trends und Entwicklungen der  
Digitalisierung in der Verwaltung

Die Digitalisierung durchdringt immer stärker 
alle gesellschaftlichen Bereiche. Die Auswir-
kungen der Corona-Pandemie haben noch 
einmal zusätzlich als Digitalisierungs-Katalys-
ator gewirkt. Nicht nur im Handel, der Unter-
haltungsindustrie und der Gastronomie gab 
es eine beschleunigte Verschiebung zugunsten 
des Online-Geschäfts und digitaler Geschäfts-
modelle (vgl. UNCTAD, 2021); gerade für Staat 
und Verwaltung ist die Pandemie-Situation 
beinahe schon ein „Digitalisierungs-Schock“. In 
kaum einem Bereich waren Staat und Verwal-
tung auf die neuen Rahmenbedingungen von
Kontaktvermeidung vorbereitet – ob im Bil-
dungswesen, bei den Bürgerservices wie der 
Ummeldung des Wohnortes oder der Kfz-
Zulassung, der Pandemiebekämpfung in den 
Gesundheitsämtern oder insgesamt bei der 
Home-Office-Fähigkeit der Behörden (vgl. 
BMWi, 2021; NKR, 2021a; Next:Public, 2020). 
Vor diesem Hintergrund ist allein schon die 
Aufrechterhaltung des Staatswesens in der 
Pandemie als Erfolg zu werten. 

Gleichzeitig wurde in der Krisenzeit der Bedarf 
an politischer Steuerung sowie schneller und 
effektiver Handlungsfähigkeit der Verwaltungen 
sehr deutlich. Dieser wurde trotz der digitalen 
Defizite in einigen Bereichen auch mit Hilfe 
entweder lokaler oder individueller digitaler 
Lösungen oder sogar übergreifenden Innova-
tionen adressiert, z.B. mit der Corona-Warn-App 
oder den digitalen Hilfsangeboten des Bundes 
für Unternehmen. 

Die Corona-Pandemie hat jedoch nicht nur als 
Katalysator für die Verwaltungsdigitalisierung 
gewirkt und in Einzelfällen erstaunliche Erfolge 
begünstigt (Bürger, 2021; bitkom, 2021), 
sondern auch schonungslos die Defizite 
offengelegt. So wurden Steuerungsprobleme 
immer dann offensichtlich, wenn übergreifend 
abgestimmtes Handeln notwendig war. Beispiels- 
weise mussten, gerade in der frühen Phase 
der Pandemie, Videokonferenz-Systeme in 
den Verwaltungen zügig gewechselt werden, 

Die Corona-Pandemie als Katalysator der Verwaltungsdigitalisierung

nachdem Datenschutz-Beauftragte für spezi- 
fische Produkte sukzessive Bedenken anmel- 
deten oder Verbote aussprachen – oftmals mit
ganz unterschiedlichen Bewertungsergebnissen. 
Lösungen mussten vielfach individuell von Lehr-
kräften und Verwaltungsmitarbeiter:innen gefun-
den werden, weil Regelwerke und verfügbare 
Tools nicht den Erfordernissen entsprachen. Die 
Pandemiebewältigung kann als Lehrstunde für 
die notwendige und akzeptierte Regelverletzung 
zum Funktionieren regelbasierter Systeme gelten 
(vgl. Ortmann, 2003). 

Neuerlich hat die Flutkatastrophe in Teilen 
Deutschlands die Defizite bei der Prävention, 
der Prognosefähigkeit und der akuten Krisenbe-
wältigung aufgezeigt, auch weil digitale Techno-
logien nicht oder nicht ausreichend einsatzbereit 
waren und genutzt werden konnten.

In der Pandemie zeigte sich das politische 
System immer wieder begrenzt handlungsfähig, 
wenn die politische Rationalität mit den Erfor- 
dernissen der Bekämpfung in Konflikt geriet, 
sodass abgestimmtes übergreifendes Handeln 
selten gelang oder im Nachgang der Treffen 
der Ministerpräsident:innen unterlaufen wurde. 
Immer wiederkehrend wurden daraufhin Rufe 
nach einer klareren Kompetenzzuordnung und 
mehr Einheitlichkeit laut, die schließlich in 
Gesetzesänderungen mit Kompetenzerweiter-
ungen für den Bund oder einseitigem Handeln 
mündeten. Dieses Steuerungsdefizit gilt in 
besonderer Form auch für die Digitalisierung, 
wie die Diskussionen um die Luca-App zeigen, 
aber auch die langwierigen Verhandlungen über 
das einheitliche Unternehmenskonto auf ELSTER 
-Basis oder die „Einer für Alle“-Services (EfA) 
im Kontext der Umsetzung des Onlinezu-
gangsgesetzes (OZG).
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Deutschland hat in der jüngeren Vergangenheit 
immer wieder Anpassungen an der gesamt-
staatlichen Steuerung von IT und Digitalisierung 
vorgenommen. Der Digital-Gipfel, der 2016 dem 
Nationalen IT-Gipfel folgte, soll als Plattform 
für die Digitalisierung und die digitale Transfor- 
mation von Wirtschaft, Staat und Gesellschaft 
insgesamt dienen. Der im Jahr 2010 eingerich-
-tete IT-Planungsrat, welcher den IT-Einsatz der 
Verwaltung koordinieren soll, erhielt mit der 
FITKO einen eigenständigen organisatorischen 
Unterbau. Die FITKO hat u.a. die Aufgabe des 
föderalen Architekturmanagements, wofür Ende 
2020 das Architekturboard von Bund und 
Ländern eingerichtet wurde. Diese organisator-
ischen Änderungen gingen immer auch einher
mit einer Neujustierung der Entscheidungs-
macht im föderalen Mehrebenensystem. Zuletzt
wurde im Rahmen des Onlinezugangsgesetzes 

das Standardisierungsmandat des Bundes 
erheblich ausgeweitet, wenngleich bislang kaum 
davon Gebrauch gemacht wurde.

Ebenso wurden die jeweils internen Strukturen 
von Gebietskörperschaften sowie Behörden 
weiterentwickelt. In den Ländern und im Bund 
sowie manchen Kommunen wurden bereits 
seit längerem CIOs (Chief Information Officers) 
für Behörden und Gebietskörperschaften er-
nannt (vgl. Proske et al., 2012), mancherorts 
auch CDOs - wahlweise als Chief Digital oder 
Data Officer. Im Bund sind Verantwortungen
für IT und Digitalisierung auf mehrere Ressorts 
verteilt: So gibt es seit der letzten Bundes- 
tagswahl eine Staatsministerin für Digitalisier-
ung im Bundeskanzleramt, allerdings mit einem 
wenig ausgeprägten eigenständigen organisa-
torischen Unterbau. Ausgebaut wurde hingegen

Status der gesamtstaatlichen Steuerung der Digitalisierung

Quelle: Nationaler Normenkontrollrat
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der personelle Unterbau bei dem seit langem 
im Bundesministerium des Innern, für Bau
und Heimat etablierten CIO des Bundes.
Die IT-Konsolidierung wurde in das Bundesmi-
nisterium der Finanzen verlagert, in dessen
Geschäftsbereich auch einer der zentralen
IT-Dienstleister der Bundesverwaltung zugeord-
net ist, das ITZBund. Die digitale Infrastruktur,
insbesondere der Breitbandausbau, liegt nach 
wie vor in der Verantwortung des BMVI. 
Ressortübergreifend soll die Digitalisierung 
vom Digitalkabinett unter Vorsitz der Staatsmin-
isterin für Digitales koordiniert werden, die IT-
Steuerung vom IT-Rat mit den Ressort-CIOs 
unter dem Vorsitz des Chefs des Bundes-
kanzleramts und dem darunter liegenden KoITB.

Veränderungen im Steuerungsarrangement von 
IT und Digitalisierung gab es politisch sichtbar 
in der jüngeren Vergangenheit in der Form von 
Digitalisierungsministerien in einigen Ländern. 
Bayern und Hessen haben diese in „Reinform“ 
ausgeprägt, ohne weitere fachliche Agenden, 
während eine Reihe anderer Länder Digitalisier-
ungsministerien zumindest dem Namen nach 
begründet haben, wahlweise bezeichnet als 
Digital-, Digitalisierungs-, Innovations- oder gar
Transformationsministerium, z.B. Sachsen-Anhalt,
Rheinland-Pfalz und Nordrhein-Westfalen.

Weniger strukturelle Veränderungen gab es in 
der jüngeren Vergangenheit bei den öffentlichen 
IT-Dienstleistern. Vielmehr wird innerhalb der 
bestehenden Strukturen versucht, mithilfe 
von bestehenden Kooperationsmechanismen 
übergreifende Großvorhaben wie den Aufbau 
einer Verwaltungscloud oder die Interopera-
bilität der Plattformen zu stemmen. Die 
länderübergreifende Fusion der öffentlichen IT-
Dienstleister der Nord-Länder ist bis auf wenige 
Fusionen kommunaler IT-Dienstleister innerhalb 
von Landesgrenzen einzigartig geblieben 
(vgl. Hunnius & Schuppan 2012). Das aktuelle 
Bestreben zur Gründung einer Genossenschaft 
aller großen öffentlichen IT-Dienstleister unter 
dem Dach von govdigital könnte allerdings eine 
nennenswerte Veränderung der gesamtstaat-
lichen Governance bewirken.

Auch darüber hinaus sind die Regelwerke für 
Digitalisierung weitgehend erhalten geblieben. 
Innovator:innen in der Verwaltung bemühen 
sich um einen modernen, digitalen Vollzug 
von Gesetzen aus einer analogen Welt. Das 
digitale Familienleistungen-Gesetz hat vor 

Augen geführt, welcher Kraftakt und welche 
Beharrlichkeit nötig ist, um Erfolge im Kleinen 
zu erzielen. Auch die etablierten Vetospieler 
sind in ihren Rollen und Reflexen weitestgehend 
unverändert, wie beispielsweise Rechnungshöfe 
und Datenschutzbeauftragte.

Größere Veränderungen und neue Governance-
Formen sind eher auf der Ebene von Programmen 
und Projekten erkennbar. Insbesondere der 
im Rahmen der OZG-Umsetzung etablierte, 
neue Ansatz ebenenübergreifender Zusam-
menarbeit und Aufgabenteilung, das „Einer für 
Alle“-Prinzip, ändert die Innovations-Spielregeln 
im föderalen System. Bereits mit der Struktur 
des Programms entlang der 14 aus Sicht der 
Nutzer:innen geschnittenen Themenfelder, die 
von einem Tandem aus Bundesressort und 
Land geleitet werden, war eine Arbeitsteilung 
der Länder angelegt. Die höchste Ausprägung 
dieser Arbeitsteilung sind die „EfA-Services“. 
Durch das Konjunkturpaket des Bundes 
haben die Länder nunmehr den Anreiz, nicht 
mehr jeder für sich eigene Lösungen zu 
schaffen, die zwar fast nie gut, aber immer ein 
bisschen besser als die der anderen sein 
sollen; stattdessen sind sie nunmehr sanktions- 
bewährt angehalten, die Leistungen in ihrer 
Verantwortung deutschlandweit flächende-
ckend nutzerfreundlich umzusetzen. Ebenso 
hat die OZG-Umsetzung mit den zahlreichen 
Digitalisierungslaboren viele Mitarbeiter:innen 
mit nutzerzentrierten Methoden und agilen 
Arbeitsweisen innerhalb der Verwaltung ver-
traut gemacht. 

Darüber hinaus sind Politik und Verwaltung 
bemüht, die Digitalisierung von Wirtschaft und 
Gesellschaft voranzutreiben und zu koordinieren. 
Ein Vorhaben von herausgehobener Bedeu-
tung ist beispielsweise der Aufbau einer 
europäischen Cloud mit dem Titel Gaia-X. Auch 
innerhalb der unterschiedlichen Politikfelder 
und Branchen versuchen Politik und Verwal-
tung mit den verfügbaren Instrumenten – 
von Agenda-Setting über Regulierung und 
Standardisierung bis hin zu Förderinstrumenten 
– die Digitalisierung voranzutreiben. Angesichts 
der Vielzahl der Akteure in Politik und 
Verwaltung sowie der föderalen Ebenen sind 
die Maßnahmen und zugrunde liegenden 
Strategien nicht synchronisiert. Der Nationale 
Normenkontrollrat zieht als Fazit: „Deutschland 
ist, denkt und handelt zu kompliziert“ (NKR, 
2021b). 
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Vor dem Hintergrund der wahrgenommenen 
Steuerungsdefizite in der Pandemie-Bekämp-
fung sowie der Digitalisierung ganz allgemein, 
tauchte immer wieder die Forderung nach 
einem Digitalisierungsministerium auf, zusätz- 
lich verstärkt durch die bevorstehende Bundes- 
tagswahl und einer neu zu bildenden Bundes-
regierung. Damit verbunden ist oft die 
Hoffnung nach einer Steuerung „aus einem 
Guss“ und klaren Verantwortlichkeiten. Unklar 
bleibt dabei, welche Handlungsfelder ein sol-
ches Ministerium verantworten soll, wie genau 
ein Digitalisierungsministerium ausgestaltet
sein müsste und wie es sich in das politisch-
administrative System einfügt, insbesondere 
im interministeriellen und Ebenen übergrei- 
fenden Zusammenspiel. Diffus bleibt vielfach 
selbst die Problemanalyse: Das Digitalisierungs-
ministerium soll alle Steuerungsdefizite bei der 
Digitalisierung beheben, angefangen von der 
Förderung von Technologie-Start-ups bis hin 
zur Verwaltungsdigitalisierung und -IT.

Im Mittelpunkt der Untersuchung steht des- 
halb nicht die Frage, in welchem Steuer-
ungsarrangement die Digitalisierung in einer 
neuen Bundesregierung verantwortet werden 
sollte – ob Staatsminister:in oder Digitalisier-
ungsministerium (vgl. Hunnius et al. 2017) 
– sondern wie ein wirkungsvolles Digitalisier-
ungsministerium zugeschnitten und ausgestal-
tet werden müsste. Die Ausgangsfrage muss 
allerdings sein, inwieweit dieses Unterfangen 
überhaupt gelingen kann oder sogar sollte. In 
den öffentlichen und politischen Diskussionen 
scheint es hinreichend unspezifisch, welches 
Problem ein Digitalisierungsministerium eigent-
lich lösen soll. Wenn es das Ziel sein sollte, die 
Digitalisierungsstrategien und -politik über alle 
Politikfelder und staatlichen Ebenen hinweg auf 
einen Nenner zu bringen und die Maßnahmen 
zu synchronisieren, so scheint dieses Vorhaben 
zum Scheitern verurteilt. Dies hat jedoch nichts 
mit einem Digitalisierungsministerium zu tun. 

Vor diesem Hintergrund liegt ein Schwerpunkt 
der Untersuchung auf der Systematisierung des 
Politikfelds Digitalisierung und der Beantwortung 
der Frage, auf welche(n) Bereich(e) sich ein 
Digitalisierungsministerium konzentrieren sollte 
sowie welche Handlungsinstrumente und 
Rahmenbedingungen es benötigt, um effektiv 
wirken zu können.

Hierfür wird in Kapitel 2 die Forschungs- 
und Praxisliteratur mit Blick auf die Frage 
der Ausgestaltung eines Digitalisierungsminis-
teriums analysiert. Darauf aufbauend wird in 
Kapitel 3 der Untersuchungsrahmen der 1. 
Auflage der Studie beschrieben, erweitert und 
aktualisiert. Hierbei werden insbesondere die 
Handlungsbereiche des Politikfelds Digitali-
sierung systematisiert. Kapitel 4 beschreibt 
knapp das methodische Vorgehen, auf dessen 
Basis die empirischen Ergebnisse erhoben und 
analysiert wurden, die in Kapitel 5 dargestellt 
werden. Dazu zählen die Analyse von Fallstudien 
ausgewählter Digitalisierungsministerien der 
Länder sowie Interviews mit Expert:innen und 
Entscheider:innen der digitalen Verwaltung in 
Deutschland. In Kapitel 6 werden die Einzeler-
gebnisse in der Darstellung eines Idealtypus 
eines Digitalisierungsministeriums subsumiert. 
Abschließend wird in Kapitel 7 ein kurzes Fazit 
gezogen und ein Ausblick auf weiterführende 
Themen und Überlegungen gegeben.

Untersuchungsfragen: Nicht, braucht man eins, sondern welches? 
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Forschungs- und Praxisliteraturanalyse

In der wissenschaftlichen Literatur spielen 
praktische Fragen, wie die nach der Notwendigkeit 
eines für die Digitalisierung verantwortlichen 
Ministeriums auf gesamtstaatlicher Ebene und 
dessen Ausgestaltung, kaum eine Rolle. Diszi-
plinen, die sich intensiv mit der Digitalisierung 
der Verwaltung befassen, wie die Wirtschafts- 
und Verwaltungsinformatik, legen ihren Fokus 
vorrangig auf die operativen Prozesse sowie 
die einzelorganisatorische Steuerung des IT-
Einsatzes. In der Policy-Forschung wird die 
einschlägige Frage untersucht, wie die politische 
Steuerung von gesellschaftlichen Phänomenen 
gelingen kann, die alle Bereiche von Staat, 
Wirtschaft und Gesellschaft durchdringen und 
deren Planungshorizonte übersteigen (sog. 
Wicked Problems), zu denen die Digitalisierung 
durchaus gezählt werden kann (vgl. Winkel, 
2020; Fuhr, 2018). Zwar gibt es Versuche, die 
Zielkonflikte dieser komplexen Zusammenhänge 
durch interministerielle Arbeitsgruppen anzu-
gehen. Doch diese beschränken sich häufig nur 
auf die Signalwirkung der Problemerkennung 
gegenüber dem Verwaltungsmanagement, 
anstatt sich mit der konstruktiven Problemlö-
sungsfindung zu befassen (vgl. Fuhr, 2018). Im 
internationalen Vergleich der europäischen 
Länder sowie einigen ausgewählten außereu-
ropäischen Ländern zeigt sich eine hohe 
Diversität an administrativen Modellen. Ein 
eigenes Digitalisierungsministerium auf gesamt-
staatlicher Ebene ist selten zu finden. In den 
Vorreiter-Ländern ist das Thema Digitalisierung 
tendenziell in ein „traditionell starkes Ministerium 
(Wirtschaft, Finanzen, Inneres oder Regierungs-
zentrale allgemein)“ integriert, wobei es oft durch 
eine Agentur unterstützt wird (Hammerschmidt 
& Hildebrandt, 2021). Während in der Literatur 
auch Fragen wie die Zentralisierung oder 
Dezentralisierung der digitalpolitischen Steuer-
ung durchaus aufgegriffen werden (vgl. Hösl et 
al., 2020), bleibt die Policy-Forschung insgesamt 
wenig gestaltungsorientiert. 

Eine journalistische Analyse von Handlungs- 
optionen findet sich in der Fachpresse, insbe- 
sondere im Tagesspiegel Background. Dort 
werden wiederholt die Digitalisierungsminis-
terien auf Landesebene vorgestellt und auf 
ihre Vorbildfunktion für den Bund beleuch- 
tet. Das Hessische Modell eines Digitalisierungs- 

ministeriums, das zwar Fokusthemen wie 
den Breitbandausbau hat, aber eher eine 
koordinierende Rolle für die anderen 
Ministerien und deren Projekte einnimmt, wird 
als mögliches Vorbild für den Bund positiv 
bewertet (vgl. Heeger, 2021). Auch das nordrhein 
-westfälische Modell, mit einem hohen Maß an
Zuständigkeiten und Ressourcen, wird als durch-
setzungsfähig betrachtet, gleichzeitig stößt 
es durch seinen Fokus auf Wirtschaft an thema-
tische Grenzen (vgl. Rusch, 2021).

Praxisorientierte Vorschläge zur Ausgestaltung 
eines Digitalisierungsministeriums kommen 
eher von Politik und Verwaltung sowie aus 
der Policy-Beratung in Form von Positions-
papieren. Mit Blick auf einen möglichen  
inhaltlichen Aufgabenzuschnitt werden hier 
u.a. Standardisierung und Breitbandausbau 
(vgl. Denkhaus, 2018), digitale Infrastruktur, 
E-Government, Innovationsagenturen und 
Cybersicherheit (vgl. Bär & Müller-Lietzkow, 
2021) sowie Personal, Abläufe, Verwaltungs- 
und Verfassungsrecht (vgl. Heilmann & Schön, 
2020) genannt. Hinsichtlich der Durchsetzungs-
möglichkeiten und Handlungsinstrumente eines 
möglichen Ministeriums werden an verschie-
denen Stellen umfassende Kompetenzen 
gegenüber den Ressorts gefordert (vgl. beck-
aktuell, 2020; Münstermann & Wolf, 2021; 
RP Online, 2021), bis hin zur Begrenzung 
des Ressortprinzips (vgl. NExT e.V., 2021). 
Auch eine klare Budgetverantwortung ist ein 
vielfach unterbreiteter Vorschlag, wobei sich 
bei der Ausgestaltung der Mittelvergabe und 
Bewirtschaftung Unterschiede zeigen. Eine 
Hauptabteilung Projekte könnte entweder selbst 
Projekte durchführen, um Leuchtturmprojekte 
auf Bundesebene voranzubringen oder auf 
zeitkritische Krisensituationen reagieren zu 
können (vgl. NExT e.V., 2021), oder sie vergibt 
Projekte über Mittelanträge, die wiederum an 
Zielkriterien gebunden sind (vgl. Heilmann 
& Schön, 2021). Das dafür notwendige 
Reporting und Monitoring erzeugt zwar eine 
weitere Koordinierungsaufgabe, soll jedoch die 
Entstehung von Doppel- oder Mehrfachlösun-
gen verhindern. 
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Einen konkreten Vorschlag zu einem Minimal-
aufbau eines Digitalisierungsministeriums unter- 
breitet das NExT Netzwerk: Eine starke Zentral-
abteilung, die agil agieren kann und „Beinfreiheit“ 
bezüglich Personalentscheidungen hat, eine 
Hauptabteilung Strategie und Politik, die zu- 
ständig für Gesetzgebung ist und eine „Digital-
isierungsdoktrin“ für die anderen Fachressorts 
vorgibt, und eine Hauptabteilung Projekte, die 
wichtige Projekte durchführt (vgl. NExT e.V., 
2021). 

Darüber hinaus werden zur Arbeitsweise eines 
Digitalisierungsministeriums Vorschläge unter-
breitet, z.B. den Wandel im Management hin 
zu agileren Strukturen (vgl. BMWi, 2021; NExT 
e.V., 2021) sowie weiter gefasst die Idee eines 
lernenden Staates, der auch mit Bürger:innen 
Lösungen entwickelt, statt für sie (Heumann, 
2021; Heilmann & Schön, 2020). Hier stellt 
sich die Frage, ob und wie solche Themen 
institutionalisiert werden können. Verwaltungen 
ahmen in vielen Fällen Organisationsstrukturen 
nach, die als erfolgreich angesehen werden, 
tatsächliche Reformen gibt es seltener (Fuhr, 
2018). Offen bleibt die Frage, wie weit ein 
neues Digitalisierungsministerium in seinen 
organisatorischen Strukturen von der bisherigen 
Aufstellung von Ministerien abweichen muss, um 
Raum für Veränderung und Reform zu schaffen, 
aber gleichzeitig die Ministerverantwortung 
sicherzustellen. 

Forderungen nach einem Digitalisierungsminis-
terium finden sich darüber hinaus in den 
Wahlprogrammen mehrerer politischer Parteien 
zur Bundestagswahl, insbesondere der CDU/
CSU und der FDP. Die Union schlägt das 
„Bundesministerium für digitale Innovationen 
und Transformation“ vor, welches eine „Umset-
zungseinheit für konkrete digitale Projekte“ 
sowie eine „zentrale politische Steuerungsstelle 
für Innovation und Digitalisierung“ werden soll. 
Durch neue Arbeitsmethoden und Technologien 
soll es zudem eine „Vorbild- und Testfeldrolle“ 
innerhalb der Bundesregierung einnehmen 
(CDU/CSU, 2021). Ähnlich ausgerichtet sein soll 
das von der FDP geforderte „Bundesministerium 
für digitale Transformation“, mit einem Fokus auf 
der ressortübergreifenden Zusammenarbeit. 
So sollen dort Kompetenzen gebündelt werden 
und „eng mit den anderen Regierungsressorts“ 
verknüpft werden. Ziel ist es, dadurch eine 
„schlankere und effizientere Regierung zu 

gestalten“ (FPD, 2021). Demnach werden ähnliche 
Akzente gesetzt und Zuständigkeitsbündelung, 
Steuerung und Koordination sowie die konkrete 
Projektverantwortung betont, um damit die 
Verwaltungsdigitalisierung voranzutreiben. 

In den Wahlprogrammen der anderen Bundes-
tagsparteien finden sich keine Forderungen 
nach einem Digitalisierungsministerium, obwohl 
diese Position stellenweise von den politischen 
Repräsentant:innen in der öffentlichen Diskus-
sion vertreten wird (vgl. Tabelle).
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Das Thema Verwaltungsmodernisierung hat als Thema im Vergleich zu den Wahlprogrammen von 
2017 insgesamt jedoch deutlich an Gewicht gewonnen, sowohl mit Blick auf strukturelle Reformen 
als auch digitale Verwaltungsangebote (vgl. Hess & Heumann, 2021). 

Partei Steuerung auf Ebene der obersten Bundesbehörden

Das „Bundesministerium für digitale Innovationen und Transformation“ soll 
geschaffen werden, inklusive „Umsetzungseinheit für konkrete digitalpoli-
tische Projekte“ und als „zentrale politische Steuerungsstelle für Innovationen 
und Digitalisierung“ (CDU/CSU, 2021, 93). Es soll außerdem einen „Digital-
TÜV“, der vor der Gesetzesberatung stehen soll, koordinieren (CDU/CSU, 
2021, 99).

Keine Positionierung im Parteiprogramm zu einem Digitalisierungsministerium. 
Der digitalpolitische Sprecher Dr. Jens Zimmermann sieht die strategische 
Steuerung im Kanzleramt, wo auch eine „[Digitale] Agenda mit mittelfristigen 
Zielsetzungen, messbaren Wegpunkten und [einem] realistischen Umset-
zungsplan mit fortlaufendem Monitoring“ formuliert werden soll (Behörden 
Spiegel, 2021). 

Keine Positionierung im Parteiprogramm zu einem Digitalisierungsministerium.
Die netzpolitische Sprecherin Anke Domscheit-Berg sagt, dass Die Linke gegen 
ein Digitalisierungsministerium ist, das nicht die Zuständigkeit für „zentrale 
Bereiche wie das Online-Zugangsgesetz oder die digitale Infrastruktur“ bekäme 
sowie die Zuständigkeit für „strategische Fragen der Digitalisierung, die in 
andere Ressorts hineinragen: IT und Datensicherheit, Fragen der Teilhabe, 
des Gemeinwohls und der Zugänglichkeit der Digitalisierungsschritte“ 
(Behörden Spiegel, 2021).

Keine Positionierung im Parteiprogramm zu einem Digitalisierungsministerium. 
Die innovationspolitische Sprecherin Dr. Anna Christmann fordert eine 
„Technologie-Taskforce“ im Kanzleramt (Schäfer & Lorenz, 2021). 
Die Sprecherin für Netzpolitik und Verbraucherschutz Tabea Rößner fordert, 
dass „Digitalpolitik mit Kabinettsrang und eigenem Budgetrecht versehen 
werden [muss]“, sieht die Umsetzung einer „Modernisierungsvision“ aber 
ressortübergreifend in der Pflicht (Behörden Spiegel, 2021). 

Das „Bundesministerium für digitale Transformation“ soll Kompetenzen 
in einem Ministerium bündeln und mit den „anderen Regierungsressorts 
verknüpft [werden]“ Ziel ist darüber hinaus eine „schlankere und effizientere 
Regierung zu gestalten“ (FDP, 2021, 25).

Keine Positionierung im Parteiprogramm zu einem Digitalisierungsministerium. 
Die netzpolitische Sprecherin Joana Cotar fordert ein Digitalisierungs-
ministerium, das mit „einem eigenen Haushalt ausgestattet [ist]“, die IT-
Konsolidierung des Bundes koordiniert sowie „die Einführung digitaler 
Technologien wie Quantencomputing, Distributed Ledger oder KI“ 
verantwortet (Behörden Spiegel, 2021).
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Untersuchungsrahmen
Im Mittelpunkt der Untersuchung stehen der 
Zuschnitt und die Ausgestaltung eines Digital-
isierungsministeriums. Dies hat folglich sowohl 
eine inhaltliche Dimension zur Frage des 
Aufgabengegenstands als auch der institution-

ellen Einbettung und Struktur. Für die Analyse 
dieser beiden Dimensionen wird der Untersuch-
ungsrahmen der 1. Auflage der Untersuchung 
herangezogen, erweitert und aktualisiert.

Gestaltungsebenen der Digitalisierung

Mit Blick auf die Rolle von Staat und Verwaltung bei der Digitalisierung lassen sich vereinfacht 
drei Sphären unterscheiden:    

1.	Der Einsatz von IT innerhalb der Verwaltung , u.a. die Netzinfrastruktur (z.B. Netze 
des Bundes) bis hin zur IT-Ausstattung von Verwaltungsarbeitsplätzen mit Hardware sowie 
mit Software, insbesondere Fachverfahren und Registern, aber auch fachneutraler IT, wie 
Videokonferenzsystemen und eAkte-Systemen. Darüber hinaus zählen hierzu Systeme zur 
Politikfeldanalyse und Entscheidungsvorbereitung mit verwaltungsinternen Nutzer:innen, wie 
beispielsweise Fahndungssysteme von Ermittlungsbehörden oder Systeme zur Überwachung 
des Zustands von Infrastruktur.

2.	Die Bereitstellung von IT an der Schnittstelle nach außen: Hierzu zählen insbesondere 
digitale Angebote zur Abwicklung von Verwaltungsverfahren, wie ELSTER-Portal, BAföG Digital 
und Elterngeld Digital, aber auch Basisdienste wie Nutzerkonten, die AusweisApp sowie 
digitale Services der Verwaltung, die im Grenzbereich staatlicher Aufgabenerfüllung einen 
Informationszugang für die Bevölkerung sicherstellen sollen, wie die Corona-Warn-App des 
Robert-Koch-Instituts (RKI), die Funkloch-App der Bundesnetzagentur (BNetzA) oder die NINA-
App des Bundesamtes für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe (BBK), die Autobahn-App 
der Bundesautobahngesellschaft und die WarnWetter-App des Deutschen Wetterdienstes 
(DWD). Abschließend werden hierzu auch Schnittstellen in Form von API gezählt, bei denen 
Angebote von Staat und Verwaltung gesellschaftliche und wirtschaftliche Angebote ermöglichen 
sollen. Dies können (halb-)offene Daten sein, die beispielsweise die Markttransparenzstelle 
für Kraftstoffe des Bundeskartellamtes anbietet und damit sog. Benzinpreis-Apps von 
über 50 unterschiedlichen Anbietern ermöglicht, oder Transaktionsschnittstellen für 
privatwirtschaftliche Angebote zur Abwicklung von Verwaltungskontakten im Kontext von 
Melde- und Berichtspflichten sowie Verwaltungsverfahren (z.B. eStatistik.core, ELSTER-Transfer, 
Schnittstellen der Sozialversicherung).

3.	Der Einsatz von IT in Gesellschaft und Wirtschaft, bei dem Staat vorrangig regulativ 
und fördernd tätig wird, um die Gewährleistungsverantwortung für digitale Infrastrukturen 
für Bürger:innen und Unternehmen wahrzunehmen. Regulatorische Maßnahmen sind 
teilweise generell auf die gesamtgesellschaftlich veränderte Arbeitssituation (z.B. Home-
Office-Regelungen) und Wirtschaftstätigkeit bezogen sein (z.B. IT-Sicherheitsgesetzgebung, 
Datenschutzgesetzgebung und -verfahren) oder direkt auf digitale Geschäftsmodelle, 
wie das Telemediengesetz und die Plattformregulierung, was vielfach als Netzpolitik 
bezeichnet wird. Digitale Geschäftsmodelle können aber auch indirekt durch regulatorische 
Maßnahmen betroffen sein, wie Haftungsregelungen im Gesellschaftsrecht oder Finanzier-
ungsmöglichkeiten von Start-ups im Rahmen der Finanzmarktregulierung. Zudem wird der 
Staat durch unterschiedliche Förderinstrumente tätig, beispielsweise zur Erforschung 
und Anwendung Künstlicher Intelligenz oder Blockchain, zur Start-up-Finanzierung sowie 
insbesondere zum Breitbandausbau.



DIGITALISIERUNGSMINISTERIUM – JETZT ODER (BESSER) NIE?

20

Soziotechnische Systeme können diese ideal- 
typisch getrennten Sphären in der Praxis über- 
lagern, u.a. wenn im Kontext von Plattformen 
Fachanwendungen der Verwaltung Schnittstellen 
für verwaltungsexterne Nutzer:innen bieten 
und beispielsweise auch digitale Services für die 
Beantragung von Verwaltungsleistungen bieten.

Im Kontext der Diskussion um digitale Souver-
änität findet zunehmend ein Diskurs über den 
Umfang und die Reichweite staatlicher Steuer-
ung statt, der alle drei Sphären betrifft. So wird 
oftmals erwogen, welche Aufgaben Staat und 
Verwaltung beim Einsatz von IT in Wirtschaft und 
Gesellschaft übernehmen sollten, aber auch 
hinterfragt, welche Rolle privatwirtschaftliche 
Dienstleister beim Einsatz von IT innerhalb 
der Verwaltung und bei der Bereitstellung 
von IT an der Schnittstelle nach außen spielen 
dürfen. Dabei darf nicht vernachlässigt werden, 
dass Gestaltungsräume für Kreativität und 
Wettbewerb als Treiber von Innovation robuster 
und gezielter in einem staatlich (möglichst 
weit) gesetzten Rahmen entstehen, als wenn 
staatliche Monopole geschaffen werden oder 
der Staat als Marktteilnehmer auftritt. Ein 
besonderer Hebel dürfte demnach für ein Digi- 
talisierungsministerium nicht nur bei der Frage 
liegen, in welcher Sphäre dessen Aufgaben-
schwerpunkt liegt, sondern auch bei der Wahl 
der Handlungsinstrumente.

Entlang der drei aufgezeigten Sphären lässt sich 
mit Blick auf den Untersuchungsgegenstand 
zudem jeweils die Fachspezifität der IT unter-
scheiden. Dabei können grob vereinfacht 

1.	Infrastruktur und Netze, Grundlagen-IT und 
	 Technologien (wie u.a. Blockchain, künstliche 
	 Intelligenz und Microservices), 

2.	 fachunspezifische und fachübergreifende 
	  IT-Anwendungen (wie u.a. elektronische Akte,  
	 Nutzerkonten und Videokonferenzsysteme)  
	 und 

3.	 fachspezifische IT-Anwendungen, die für kon- 
	 krete fachliche Verfahren und Domänen  
	 angepasst sind, 

unterschieden werden.

Entscheidend für die Frage des Aufgaben-
zuschnitts eines Digitalisierungsministeriums 
ist, wie viele der Quadranten in den Zustän-
digkeitsbereich des Ressorts fallen sollen und 
welche genau. Wesentlich ist zum einen die 
Entscheidung in Bezug auf die primäre Sphäre 
(Verwaltung vs. Wirtschaft und Gesellschaft) 
und zum anderen in Bezug auf die Frage, 
inwieweit die fachspezifischen IT-Anwendungen 
in den Zuständigkeitsbereich der jeweiligen 
Fachressorts fallen oder Aufgabe des Digital-
isierungsministeriums sein sollen.

hoch

niedrig
Fachspezifität

Sp
hä

re
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Gesellschaft

Verwaltung
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In der Erstauflage dieser Studie wurden auf 
Basis einer Literaturanalyse und Interviews mit 
Digitalisierungsexpert:innen Bausteine moder-
ner IT-Steuerung abgeleitet, die auch die Grund-
lage für die analytische Perspektive dieser 
Untersuchung maßgebend sind. Dabei ging es 
vordergründig um die Frage, wie die jeweiligen 
Bausteine mit Blick auf das Zusammenspiel 
eines Chief Digital Officer (CDO) und eines 
Chief Information Officer (CIO) austariert 
werden könnten. Vor dem Hintergrund, dass 
im Rahmen dieser Untersuchung davon ausge- 
gangen wird, dass diese beiden Rollen Teil 
eines Digitalisierungsministeriums wären, geht 
es weniger um deren Abgrenzung. Nichts- 
destotrotz kann die analytische Perspektive 
herangezogen werden, weil sie die wesent- 
lichen „Stellschrauben“ für ein Digitalisierungs-
ministerium umfasst.

Die Frage des Aufgabenzuschnitts und des 
Zuständigkeitsbereiches ist in dem Baustein
„Zusammenspiel zwischen Digitalisierung, Digi- 
talisierung der Verwaltung und IT“ abgebildet 
und wurde im vorangehenden Unterkapitel 
eingehend beleuchtet. Der Baustein „Politisch-
organisatorische Gestaltung“ nimmt den Rang, 
die Ressortzugehörigkeit und den notwendigen 
organisatorischen Unterbau in den Blick, während 

der Baustein „Ressourcen“ insbesondere das 
Budget und das Personal betrachtet. Das 
„Architektur, Portfolio- und Projektmanagement“ 
ist der Baustein, in dem der Arbeitsmodus und 
die Funktionsweise im Vordergrund stehen. Im 
Baustein „Innovation und Transformation“ liegt 
der Fokus auf der Frage, wie Innovation in ein 
System integriert werden kann, das vorwiegend 
auf Stabilität ausgerichtet ist. Der Baustein 
„Betrieb und Supply“ befasst sich zum einen mit 
der Steuerung der öffentlichen IT-Dienstleister 
und der Fertigungstiefe des Staates in Abgren-
zung zur Privatwirtschaft.

Angewandt auf die Untersuchungsfrage nach 
der Ausgestaltung eines Digitalisierungsminis-
teriums werden auf dieser Basis insbesondere 
die politische Ausrichtung und Aufgabenbereiche 
eines Digitalisierungsministeriums (Baustein 
„Zusammenspiel zwischen Digitalisierung, Digital- 
isierung der Verwaltung und IT“ und Baustein 
„Politisch-organisatorische Gestaltung“), die 
Arbeits- und Funktionsweise (Baustein „Ressour-
cen“, Baustein „Architektur, Portfolio- und 
Projektmanagement“ und Baustein „Betrieb und 
Supply“) sowie die interministerielle und Ebenen 
übergreifende Einbettung (Baustein „Innovation 
und Transformation“) betrachtet.

Bausteine moderner IT-Steuerung

Politisch-organisatorische 
Gestaltung

Rang, Ressort und organisatorischer 
Unterbau von CDO und CIO.

Zusammenspiel zwischen Digitali-
sierung, Digitalisierung der 

Verwaltung und IT-Steuerung

Verhältnis von CDO und CIO:  
Abgrenzung, Schnittmengen und 

Übergabepunkte.

Ressourcenausstattung

Budget und Personal: zentrales  
IT-Budget für Infrastruktur, Basis- und 
Querschnittsdienste sowie Projekte; 
Personal-Pool von IT-Projektleitern.

Betrieb und Supply

Trennung von Demand und Supply 
mit dem CIO als Schnittstelle; IT-

Dienstleister und Wertschöpfungstiefe.

Architektur-und Portfolio 
Management

Architekturmanagement der 
nationalen und Bundes-IT und 
Standardisierungsmandat.

Innovation und Transformation

Mechanismen für Innovation und 
Transformation der Verwaltungsorga-

nisation durch und mit IT.
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Methodisches Vorgehen
Für die Beantwortung der normativen Frage-
stellung nach der geeigneten Ausgestaltung 
eines Digitalisierungsministeriums wurde ein 
Mix unterschiedlicher Methoden angewendet. 
So wurden im Rahmen der Untersuchung 
empirische Beispiele ausgewählter Digitalisier-
ungsministerien in den Bundesländern analysiert. 
Darüber hinaus wurden leitfadengestützte  
Interviews mit Entscheider:innen und Gestalter:-
innen der digitalen Verwaltung in Deutschland 
durchgeführt.

Mit Blick auf die Fallauswahl wurden möglichst 
unterschiedliche Typen von Ministerien unter-
sucht, die im jeweiligen Land mit der Steuerung 
der Digitalisierung zumindest der Verwaltung 
betraut sind. Eine solche Untersuchung ver- 
schiedener Fälle scheint am besten geeignet, 
um die relevanten Unterschiede zu vergleichen 
(vgl. Lijphart, 1971). Ausgewählt wurden auf-
grund dessen das bayerische und hessische 
Digitalisierungsministerium, deren jeweils aus-
schließliche Zuständigkeit die Digitalisierung 
ist, ohne weitere Fachagenden, wobei das 
Digitalisierungsministerium in Hessen organi-
satorisch Teil der Staatskanzlei ist. Zudem wurde 
aus der Gruppe der Länder mit der Zuständigkeit 
für die IT-Steuerung im Wirtschaftsressort das 
nordrhein-westfälische Ministerium für Wirt-
schaft, Innovation, Digitalisierung und Energie 
ausgewählt. Aus der zuletzt wachsenden Gruppe 
der Länder, die die IT-Steuerung in einem 
anderen Fachressort verortet haben, wurde 
das schleswig-holsteinische Ministerium für 
Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt, Natur 
und Digitalisierung untersucht. Vor dem Hinter-
grund des Untersuchungsrahmens wurden dabei
insbesondere das jeweilige Aufgabenportfolio, 
die organisatorische Struktur, die Entschei-
dungs- und Beteiligungsrechte sowie die 
Ressourcenausstattung analysiert. Ausgewertet 
wurden öffentlich verfügbare Quellen, insbe-
sondere Organisations- und Haushaltspläne, 
Veröffentlichungen der Ressorts und Berichte 
über diese. Darüber hinaus wurden die Fälle in 
den leitfadengestützten Interviews gesondert 
berücksichtigt.

Zusätzlich wurden im Rahmen der Untersu- 
chung über 16 leitfadengestützte, teilstruktu-
rierte Interviews mit Entscheider:innen und 
Gestalter:innen der digitalen Verwaltung in 
Deutschland geführt (vgl. Anhang). Befragt 
wurden insbesondere Vertreter:innen der 
Ministerialverwaltung, von der Hausleitung 
(Minister:innen sowie Staatssekretär:innen) bis 
zur Verwaltungsleitung (Abteilungsleiter:innen), 
aber auch Manager:innen von öffentlichen 
IT-Dienstleistern. Entsprechend des Untersuch-
ungsrahmens fokussierten die Interviewfragen 
auf die politische Einordnung eines Digitalisier-
ungsministeriums, die inhaltliche Ausrichtung 
und Schwerpunktsetzung, auf die notwendige 
Ressourcenausstattung sowie Entscheidungs- 
und Beteiligungsrechte, die Arbeitsweise sowie 
die interministerielle und Ebenen übergreifende 
Einbettung ins politisch-administrative System. 
Die Interviews wurden aufgezeichnet, transkri-
biert und vergleichend ausgewertet.

Dabei wurde aus Gründen der Vergleich- 
und Übertragbarkeit, insbesondere vor dem 
Hintergrund der Spezifität des politisch-
administrativen Systems, des föderalen Staats-
aufbaus und der damit einhergehenden Rolle 
von Bundesministerien sowie der Tradition der 
deutschen Ministerialverwaltung, bewusst ein auf 
Deutschland ausgerichtetes Studiendesign gewählt.
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Empirische Ergebnisse

Politische Ausrichtung und Aufgabenbe-
reiche

Als das Bayerische Staatsministerium für 
Digitales (StMD) im Herbst 2018 geschaffen 
wurde, war es das erste Ressort in der Bundes-
republik, das ausschließlich für das Thema 
Digitalisierung zuständig war. Vorherige Digitali-
sierungsministerien in anderen Bundesländern 
entstanden aus Fachressorts, die um das 
Politikfeld Digitalisierung erweitert wurden. 
Bis heute ist es das einzige organisatorisch 
eigenständige Ministerium für Digitales. Damit 
kommt es formal dem vielfach diskutierten 
Digitalisierungsministerium als Ressort exklusiv 
für das Politikfeld Digitalisierung am nächsten. 
Bemerkenswert ist darüber hinaus, dass die 
Rolle der CIO durch die Ministerin selbst 
wahrgenommen wird. Somit ist Bayern das 
einzige Bundesland, das durch eine Ministerin 
im IT-Planungsrat vertreten wird. 

Das Staatsministerium für Digitalisierung ist zu-
ständig für Grundsatzfragen der Digitalisierung 
Bayerns, sowie die Koordinierung der Digital-
politik innerhalb der Landesregierung. In der 
exklusiven Zuständigkeit des Ministeriums liegen 
das IT-Recht und gesellschaftliche Fragen der 
Digitalisierung, wie Ethik, Barrierefreiheit und 
Nutzerfreundlichkeit. Auch die Themen Filmför- 
derung und Games wurden dem Digitalisier-
ungsministerium zugeschlagen.

Arbeits- und Funktionsweise

Mit Blick auf das Organigramm des Minis-
teriums fällt auf, dass eine klassische Linien-
organisation mit vier Abteilungen und 18 
Referaten eingerichtet wurde, diese jedoch 
mitunter gebrochen wird. So ist zwei 
Abteilungen zusätzlich zu regulären Referaten 
auch der Smart Hub Bavaria unterstellt. In 
diesem besonderen Organisationsbereich sollen 
Innovationsthemen wie Blockchain, Digital-
labore, ePayment, Mobile First, der Bayern Store 
und die BayernID weiterentwickelt werden.

Darüber hinaus findet sich in der Abteilung C 
eine Referatsgruppe, in der die Koordination 
der bayerischen Digitalpolitik verortet ist. Die 
jeweiligen Themen dieser Koordinationsreferate 
liegen nicht in der originären Kompetenz des 
Ministeriums selbst, sondern in anderen Res-
sorts. Diese Koordinationsreferate können wie 
die Spiegelreferate einer Regierungszentrale 
verstanden werden. Sie verfolgen die Arbeit 
der originär zuständigen anderen Ressorts und 
haben die Aufgabe, deren Vorhaben mit einer 
einheitlichen Digitalpolitik in Einklang zu bringen. 
Nicht abschließend bewertet werden kann, 
inwieweit dieses koordinierende Wirken auch 
ohne die Richtlinienkompetenz einer Regier- 
ungszentrale durch das kleinste der Ressorts 
innerhalb der Regierung realisiert werden kann.

Das Bayerische Staatsministerium für Digitales

Fallstudien Digitalisierungsministerien der Länder
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Ausschnitt aus dem Organisationsplan des StMD

Abteilung

Koordi -
nations
referate

Das StMD verfügt über keine nachgeordneten 
Behörden. Die Anstalt für Kommunale Daten- 
verarbeitung in Bayern (AKDB) liegt im Verant-
wortungsbereich des Innenressorts, die Landes- 
ämter für Digitalisierung, Breitband und Vermes- 
sung bzw. für Sicherheit in der Informations-
technik sind dem Finanzressort zugeordnet. 
Einem Medienbericht zufolge ist die Einrichtung 
einer landeseigenen Digitalagentur im Ge-
schäftsbereich des StMD noch für 2021 geplant 
(vgl. Punz, 2021). Zudem soll das Ministerium 
laut diesem Medienbericht nach der Hälfte 
der Legislaturperiode eine grundlegende Neu-
organisation erfahren (vgl. Punz, 2021).

Das StMD verfügt im aktuellen Haushaltsjahr 
2021 über ein eigenes Budget von rund 100 
Mio. Euro. Das entspricht 0,13 Prozent des 
gesamten Haushalts der Staatsregierung 
(Bayrisches Staatsministerium der Finanzen 
und für Heimat, 2021). Dem Haushaltsplan 
2021 zufolge stehen dem StMD 125 Planstellen 
zu. Zuletzt kamen 10 Planstellen für das Thema 
ELSTER-Unternehmenskonto hinzu. Im Vergleich 
hierzu stehen dem Innenressort etwa das 
Fünffache an Planstellen (rund 600) und das 
65-fache an finanziellen Mitteln (rund 6,5 Mrd. 
€) zur Verfügung.

Die Rolle der IT-Beauftragten der Staatsre- 
gierung (CIO) und die Film- und Computer-
spielförderung machen jeweils ein Drittel der 
Ausgaben aus. Knapp ein Viertel des Etats 
sind Kosten des Ministeriums selbst und die 

verbleibenden 10 Prozent werden für den 
Posten „Digitales“ verwendet. Darunter fallen 
Förderprojekte zu Blockchain-Technologie, für 
Leuchtturmprojekte der digitalen Verwaltung 
und für die Zukunftsagenda Digital.

Interministerielle Einbettung

Die Ministerin Judith Gerlach versteht ihr 
Ressort als „Mittler zwischen Ministerien“ 
und als „Thinktank“ (vgl. Punz, 2021). In Bezug 
auf Beteiligungs- und Entscheidungsrechte 
ist das StMD innerhalb der bayerischen 
Staatsregierung den anderen Staatsministerien 
formal gleichgestellt (vgl. Bayrische Staatskanzlei, 
2018). Als eigenständiges Ressort ist es auch 
gegenüber der Staatskanzlei keiner besonderen 
Form der Kontrolle unterworfen, wie es 
beispielsweise beim Hessischen Ministerium für 
Digitale Strategie und Entwicklung der Fall ist.
Das Thema Digitalisierung der Verwaltung wurde 
vom StMD zu einem Teil vom Finanzressort 
übernommen, sodass die beiden Ressorts sich 
diese Aufgaben in diesem Bereich teilen. Im 
Staatsministerium der Finanzen und für Heimat 
sind die technischen Fragen der digitalen 
Verwaltung, die staatlichen Rechenzentren, 
Kommunikationsinfrastruktur, die Sicherheit 
in der Informationstechnik und die digitale 
Verwaltung in den Kommunen verblieben. 
Daneben sind weitere für die Digitalisierung 
relevante Themenbereiche in den jeweiligen 
Fachdomänen verankert: (digitale) Wirtschaft, 
Bildung und Arbeit.

StMD

Zentrale
Angelegenheiten

 
 

Smart 
Bavaria Hub

Referate 
...

Referate 
...

Referate 
...

Referate 
...
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Das StMD vertritt den Freistaat Bayern in 
Fragen der Digitalisierung der Verwaltung nach 
außen. Innerhalb Bayerns soll das Ministerium 
den Einsatz von IT in der öffentlichen Ver-
waltung steuern und koordiniert hierzu 
den Rat der Ressort-CIOs und das OZG-
Umsetzungsgremium.

Ergebnisse

Das Staatsministerium für Digitales hat jeweils 
nach einem Jahr und nach zwei Jahren seine 
Erfolge zusammengefasst. Darunter sind ver- 
schiedene Förderprogramme für Digitalisier- 
ungsvorhaben, Film- und Computerspielprojekte. 
Als Leuchtturmprojekte werden zudem die 
drei XR Hub Bavaria, das ELSTER-Unterneh-
menskonto und die Bayern-App hervorgehoben.

Eigene Gesetzesvorgaben werden in diesen 
Aufstellungen nicht genannt. Eine vom StMD 
vorgelegte Novelle der Verordnung zur Barriere-
freiheit in der Informationstechnik wurde noch 
nicht beschlossen. Eine Novelle des Bayerischen 
E-Governmentgesetzes wurde vom Ministerium 
angekündigt.

In den ersten zwei Jahren des Bestehens des 
StMD wurden zwei strukturelle Änderungen in 
der Arbeitsweise umgesetzt. Innerhalb eines 
halben Jahres sei das Ministerium auf die eAkte 
umgestiegen und seit Beginn der Pandemie 
arbeitet das Ministerium beinahe vollständig im 
Homeoffice, berichtete die Ministerin (vgl. Punz, 
2021).
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Das Hessische Ministerium für Digitale Strategie und Entwicklung

Politische Ausrichtung und Aufgabenbe-
reiche

Der Bereich der Hessischen Ministerin für Digi-
tale Strategie und Entwicklung wurde 2019 
gegründet und ist damit nach dem bayerischen 
StMD das zweite Ressort in der Bundesrepublik, 
dessen ausschließliche Zuständigkeit die 
Digitalisierung ist. Anders als das StMD wurde 
in Hessen der Digitalisierungsbereich inner-
halb der Staatskanzlei eingerichtet und ist 
somit keine eigenständige Organisation. 
Die Ministerin für Digitale Strategie und Ent-
wicklung, Prof. Dr. Kristina Sinemus, ist eine von 
drei Minister:innen innerhalb der Staatskanzlei. 
Mit Patrick Burghardt ist ihr ein Staatssekretär 
unterstellt, welcher zugleich das Amt des 
Landes-CIO ausübt. 

Besonderheiten am hessischen Modell sind eine 
ressortübergreifende Bündelung aller Digitali-
sierungsmaßnahmen und ihrer strategischen 
Ausrichtung, Budgethoheit sowie eine enge 
Anbindung an die politische Führungsspitze. 

Als Teil der Staatskanzlei verfügt der Digitali-
sierungsbereich nicht über eine eigene Zentral-
abteilung, sondern umfasst ausschließlich die 
drei Fachabteilungen: „Digitalisierung, Wirt- 
schaft, Innovation“, „Konzeption und Koordi-
nation“ und „Verwaltungsdigitalisierung“. Die 
Digitalisierungsministerin verfügt zusätzlich über 
einen persönlichen Stab. 

Dem Digitalbereich, bzw. der Staatskanzlei insge-
samt, sind keine nachgeordneten Behörden für 
Digitalpolitik unterstellt. Die Hessische Zen- 
trale für Datenverarbeitung, der Landes-IT-
Dienstleister, untersteht dem Hessischen Minis-
terium der Finanzen.

Arbeits- und Funktionsweise

Dem Geschäftsbereich der Digitalministerin 
steht ein Jahresbudget von 200 Mio. Euro 
zur Verfügung (Haushaltsplan 2021). Eine 
Besonderheit ist das erweiterte Kontrollrecht 
für das Digitalisierungsbudget des Landes. 
Für die gesamte Legislaturperiode stehen für 
Digitalisierungsvorhaben 1,2 Mrd. Euro zur 
Verfügung. Die Mittelverwendung durch die 
Fachressorts bedarf der Zustimmung durch 
den Digitalisierungsbereich. Auf diese Weise 
hat es die Möglichkeit, die Digitalpolitik über die 
eigene Ressortzuständigkeit hinaus zu bündeln, 
zu steuern und zu koordinieren. So wurde 
sowohl im Prozess der Haushaltsaufstellung 
als auch im Haushaltsvollzug ein regelmäßiger 
Austausch und strategisches Controlling 
etabliert. Die Digitalisierungsministerin versteht 
ihr Ressort nicht als Veto-Spieler, sondern als 
fachlicher Partner bei der Planung, Umsetzung 
und Evaluation von Digitalisierungsprojekten. 

Von den rund 420 Planstellen in der Hessischen 
Staatskanzlei sind rund 100 dem Digitalbereich 
zugeordnet. Das Personal ist interdisziplinär in 
den Referaten organisiert. Bemerkenswert ist 
zudem die bewusste Rekrutierungsstrategie 
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bei der Gründung des Ressorts: Es wurde Wert 
gelegt auf eine gute Mischung aus erfahrenen 
Verwaltungsfachleuten, auch aus anderen 
Ressorts, und Quereinsteiger:innen aus Wirt-
schaft und Wissenschaft.

Interministerielle Einbettung

Der Bereich der Hessischen Digitalministerin 
hat eine klassische Querschnittsfunktion. Aus 
dieser strategischen Steuerung findet die 
Digitalisierung koordinierend für alle Ministe-
rien an einer Stelle statt. Operativ ist der 
Digitalbereich zuständig für den gesamten 
Infrastrukturbereich: Mobilfunk, Breitband und 
die Regulierung. Zusätzlich koordiniert und 
weiterentwickelt werden die Verwaltungsdigi-
talisierung und auch Zukunftsthemen wie KI oder 
Smart Region. 

Aus dem Haushaltsplan der Landesregierung 
geht hervor, für welche Themen der 
Digitalbereich formal zuständig ist. Das sind 
unter anderem die 

•	 zentrale Steuerung und Koordinierung der
Digitalisierung, Koordinierung von digitalen 
Forschungsfragen an der Schnittstelle zu Wirt-
schaft und Gesellschaft, 

•	 Förderung von Wissens- und Technologie-
transfervorhaben im Bereich Digitalisierung, 
Mobilfunk-und Gigabitversorgung, Gigabit- 
förderung, Grundsatzfragen der Verwaltungs-
automation (E-Government) und der Sprach- 
und Datenkommunikation sowie die Netzpolitik, 

• 	Strategische Steuerung der internen IT-Dienst-
leister, 

• 	Entwicklung und Umsetzung der IT-Gesamt-
strategie des Landes im Bereich der Verwal- 
tungsdienstleistungen. (Hessisches Ministe-
rium der Finanzen, 2021) 

Ergebnisse

Der Digitalbereich stellt Erfolge beim Breit-
bandausbau in den Vordergrund. Tatsächlich 
ist Hessen bei der Verfügbarkeit von min. 50 
Mbit/s in 96,5% der Haushalte unter den 
Flächenstaaten deutschlandweit führend  (Bun- 
desministerium für Verkehr und Digitale 
Infrastruktur (BMVI), 2020). Darüber hinaus 
kann es eine Reihe von Leucht-turmprojekten 
für KI (AI Quality & Testing Hub, hessian.AI), 
E-Health (KTE Hessen) und das Zentrum für 
verantwortungsbewusste Digitalisierung (ZEVEDI) 
vorweisen. Außerdem hat der Geschäfts- 
bereich der Digitalministerin Förderprogramme 
und –maßnahmen für Digitalisierungsprojekte 
im Bereich Transfer-, Startup- und Mittel-
standförderung (Distr@l, House of Digital 
Transformation) sowie Digitalisierung der 
Kommunen (Starke Heimat Hessen) eingerichtet. 

Die Landesstrategie Digitales Hessen wurde 
von dem neuen Geschäftsbereich bis ins Jahr 
2030 fortgeschrieben. Sie beschreibt die Grund- 
voraussetzungen für eine erfolgreiche Digitali-
sierung (Infrastruktur und Rechtsrahmen), eben-
so wie Ziele für die Handlungsfelder Innovation, 
Wirtschaft & Arbeit, Bildung, Gesellschaft, 
Ver-waltung und smarte Regionen (Hessische 
Staatskanzlei, 2021).
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Das Ministerium für Wirtschaft, Innovation, 
Digitalisierung und Energie des Landes Nordrhein-Westfalen

Politische Ausrichtung und Aufgabenbe-
reiche

In Nordrhein-Westfalen wurde die Zuständigkeit 
für Digitalisierung im Ministerium für Wirtschaft, 
Innovation, Digitalisierung und Energie (MWIDE) 
mit der Wirtschaftspolitik verknüpft. Die meisten 
Bundesländer haben das Thema Digitalisierung 
mit anderen Fachthemen in einem Ressort 
verbunden und von diesen Ländern haben 
wiederum die meisten eine Kombination mit 
der Wirtschaftspolitik gewählt. 

Entsprechend der Zuständigkeitskombination 
des Ressorts wird der Zusammenhang zwischen 
Digital- und Wirtschaftspolitik an vielen Stellen 
besonders betont. Im Vergleich mit anderen 
Digitalisierungsministerien fällt jedoch auf, dass 
dem MWIDE nicht die Zuständigkeit für die 
Gesamtkoordination der Digitalpolitik innerhalb 
der Landesregierung übertragen wurde.

In die Zuständigkeit des MWIDE fallen u.a. die 
Digitalstrategie, das Thema E-Government 
und der Landes-IT-Dienstleister IT.NRW. Hinzu 
kommen die Bereiche digitale Infrastruktur, 
digitale Wirtschaft, Informations- und Telekom- 
munikationswirtschaft, Telkommunikationsrecht 
Telekommunikationsrecht und wirtschaftsbe-
zogene Anforderungen an Telemedien, Post-
wesen (Ministerium des Inneren des Landes 
Nordrhein-Westfalen, 2018). 

Arbeits- und Funktionsweise

Dem Thema Digitalisierung sind mehrere 
Abteilungen gewidmet. Der CIO von NRW 
ist gleichzeitig der Leiter der Abteilung 
„Digitalisierung der Landesverwaltung“. Darin 
sind die Themen E-Government und Landes-
IT-Infrastruktur organisiert. Daneben gibt es 
noch die Zentralabteilung und die Abteilungen 
„Innovation und Märkte“ und „Digitalisierung 
und Wirtschaftsförderung“. Am Aufbau dieser 
drei Abteilungen zeigt sich, dass die Politikfelder 
Digitalisierung und Wirtschaft nicht nur 
nebeneinandergestellt, sondern miteinander 
verschmolzen wurden. In der Zentralabteilung, 
dem organisatorischen Rückgrat des Minis-
teriums, sind E-Government und Open Data 
verankert. Dort werden die Vorhaben Digitale 
Verwaltung NRW und NRW.Connect koordiniert 
und das Programm „MWIDE digital 2022“ 
geleitet, mit dem das Ministerium zum digitalen 
Modellministerium werden will. 

Für die Umsetzung seiner Aufgaben in der 
Digitalisierung der Verwaltung ist dem MWIDE 
der zentrale IT-Dienstleister des Landes NRW 
(IT.NRW) unterstellt. Der Dienstleister hatte 
zuvor unter der Führung des Innenministeriums 
gestanden.
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Der Haushalt des MWIDE umfasst rund 2 
Mrd. Euro, wovon rund ein Drittel für die 
Bereiche „Digitales“ und „Digitale Verwaltung“ 
vorgesehen sind. Hinzu kommt ein Etat von 
143 Mio. Euro für den Landesbetrieb IT.NRW. 
Zusammengenommen machen diese drei 
Etatposten mit rund 819 Mio. Euro den größten 
Anteil der Ausgaben des Ministeriums und 
knapp 1% des Gesamthaushalts der Regierung 
aus (Ministerium der Finanzen des Landes 
Nordrhein-Westfalen, 2021).

Aufgrund der organisatorischen Verbindung 
der Digitalisierung mit anderen Themen, ist 
nicht eindeutig zu ermitteln, welcher Teil des 
Personals im Ministerium für digitale Themen 
zuständig ist. Verteilt über die vier oben genann-
ten Abteilungen sind ca. 110 Mitarbeiter:innen 
mit Digitalthemen befasst.

Interministerielle Einbettung

Das MWIDE hat keine besonderen Rechte oder 
Einschränkungen innerhalb der Landeregierung. 
Aufgrund der Größe des Etats und dem Gewicht 
des Wirtschaftsministeriums bringt der Minister 
jedoch einige Durchsetzungskraft mit an den 
Kabinettstisch. Mit dem Projekt „MWIDE 
digital 2022“ will das Ministerium in Sachen 
Digitalisierung der Verwaltung voran gehen 
und den anderen Ressorts als Vorbild dienen. 

Mit dem E-Governmentgesetz von 2016 hat 
sich bereits die vorherige Landesregierung 
vorgenommen, gesamte Landesverwaltung zu 
digitalisieren. Die neue Landesregierung will 
unter der Führung des MWIDE bereits 2025 
dieses Ziel erreichen.

Ergebnisse

Als Vorzeigeprojekt an der Schnittstelle Wirt- 
schaft, Verwaltung und Digitalisierung gilt 
das Wirtschafts-Service-Portal: Bei 80 Verwal-
tungsleistungen seien neben den Online-Anträ- 
gen, auch die dahinter liegenden Verwaltungs-
prozesse digitalisiert worden. 

Insgesamt stellt das MWIDE die Fortschritte bei 
der Digitalisierung des Verwaltungshandelns 
in den ersten Jahren der Legislatur in den Vor- 
dergrund. Das Digitalisierungsprogramm „MWIDE 
digital 2022“ besteht aus drei Säulen: Einführ-
ung der E-Akte und von E-Laufmappen, die 
Ausstattung des Personals mit mobilen Endge-
räten und Schulungsangebote zu digitalen Arbeits- 
methoden. Seit Sommer 2019 sind laut Minister 
Andreas Pinkwart alle internen Prozesse voll-
ständig digital und das Ministerium arbeitet 
daran auch in anderen Ressorts und Behörden 
digitale Prozesse einzuführen und sie mit 
entsprechender Hardware auszustatten (vgl. 
Matthes, 2021).

Das MWIDE hat 2019 eine neue Digitalstrategie 
für das Land NRW erstellt. Die „Strategie für das 
digitale Nordrhein-Westfalen | 2019: Teilhabe 
ermöglichen – Chancen eröffnen“ enthält eine 
Zukunftsvision und nennt Zielmarken in 
allen Bereichen, welche die „Aufholjagd“ 
einleiten sollen (MWIDE, 2019). Das Ressort 
hat zudem eine Reihe von Initiativen und 
Förderprogrammen für digitale Wirtschaft und 
Gründungen auf den Weg gebracht (u.a. DW 
NRW Hubs, -Summit, -Networks, SeedCap).

Das Ministerium hat sich auch in den digital- 
politischen Gesetzgebungsprozess eingebracht 
und eine Novellierung des E-Government-
Gesetzes vorbereitet. Damit soll die Digital-
isierung der Verwaltung deutlich beschleunigt 
werden und alle Landesbehörden und Hoch-
schulen einbezogen werden.

Die Themen Digitalisierung und E-Government wurden im 
MWIDE nicht bloß neben bestehende Themen gestellt, sondern 
organisatorisch mit diesen verzahnt. So liegt das Thema 
E-Government direkt in der Zentralabteilung des Ministeriums.

E-Government

Abteilung Z Wirtschaft

Digitalisierung
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Das Ministerium für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt, 
Natur und Digitalisierung Schleswig-Holstein

Politische Ausrichtung und Aufgabenbe-
reiche

Nach der Landtagswahl 2017 wurde das Minis- 
terium für Umwelt, Landwirtschaft und 
ländliche Räume um die Themen Energiewende 
und Digitalisierung erweitert. Das so ent-
standene Ministerium für Energiewende, Land-
wirtschaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung 
(kurz MELUND) ist unter anderem für die 
Digitalisierung der Verwaltung zuständig. Dieses 
Thema war zuvor zusammen mit dem CIO in 

der Staatskanzlei verortet. Die Digitalisierung 
mit einem bestehenden Fachministerium zu 
verknüpfen, entspricht der Vorgehensweise 
in den meisten Bundesländern (jüngst auch 
Rheinland-Pfalz und Sachsen-Anhalt). Die 
Kombination mit den Themen Energiewende, 
Landwirtschaft und Umwelt ist jedoch einzigartig 
in der Bundesrepublik. 

Das MELUND ist für Grundsatzfragen der 
Digitalisierungspolitik, das Digitalisierungs-
programm der Landesregierung und die Ko-
ordination der digitalpolitischen Gremien (Digi- 
talisierungskabinett, IT-Planungsrat etc.) zustän- 
dig. Zudem verantwortet das Ministerium 
Themen E-Government, IT-Strategie, IT-Recht 
und IT-Infrastruktur.

Arbeits- und Funktionsweise

Dem Thema Digitalisierung ist innerhalb des 
Ministeriums eine von sieben Abteilungen 
gewidmet. Der für Digitalisierung zuständige 
Staatssekretär ist gleichzeitig für die Themen 
Energiewende und Umwelt verantwortlich. Ihm 
steht die Stabstelle Digitalisierungspolitik zur 
Seite und er vertritt das Land im IT-Planungsrat, 
obgleich er nicht die Rolle des CIO des Landes 
innehat.

Der CIO des Landes ist der Leiter der 
Abteilung „Digitalisierung und Zentrales 
IT-Management der Landesregierung“ im 
MELUND. Diese Abteilung ist zu Beginn der 
Legislaturperiode durch die Eingliederung 

In Hessen und Schleswig-Holstein sitzt bei Vorhaben aus dem 
Digitalisierungsbudget das Digitalisierungsministerium mit am 
Verhandlungstisch.

Digitalbudget

Digitalministerium

Finanz-
minsterium

Fach-
minsterium
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Das schleswig-holsteinische Digitalisierungsministerium setzt bei 
der Verwaltungsdigitalisierung auf Kooperation in Projekten. 
Dafür werden Expert:innen aus einem Ministerium an das andere 
ausgeliehen

des vormals der Staatskanzlei zugeordneten 
Zentralen IT-Management Schleswig-Holstein 
(ZIT SH) entstan-den. Hier liegt das Thema 
E-Government in der Landesverwaltung. Das 
MELUND verfügt über keine nachgeordnete 
Behörde, die sich mit Digitalisierung befasst. 
Innerhalb des Ministeriums ist jedoch die 
Prüfstelle für barrierefreie Informationstechnik 
angesiedelt.

Interministerielle Einbettung 

Die Kooperation mit den Fachministerien bei 
der Digitalisierung der Verwaltung erfolgt in 
Schleswig-Holstein auf Arbeitsebene und pro- 
jektbezogen. Dafür hat das MELUND ein eigenes 
Kompetenzzentrum Projektmanagement, welches 
anderen Organisationseinheiten in der Landes-
verwaltung unterstützend zur Seite steht, wenn 
Digitalisierungsprojekte realisiert werden sollen. 
Auf diese Weise werden die fachlich zuständigen 
Referate anderer Ressorts von erfahrenen 
Projektmanager:innen bei der Digitalisierung 
unterstützt.

Darüber hinaus kontrolliert das Digitalisierungs-
ministerium das Budget für die Digitalisierung 
der Verwaltung. Die Landesregierung von 
Schleswig-Holstein führt für die Digitalisierung 
einen eigenen Etatplan im Umfang von 264 
Mio. Euro (1,8% des Gesamtetats für 2021). 

Digitalministerium
Digitalisierungsprofis aus
dem Kompetenzzentrum

Projektmangement werden 
ins Fachministerium

entsendet.

Fachministerium
Verwaltungsleistungen werden
mithilfe der Fachreferent:innen

im Digitalministerium
digitalisiert.

Diese Mittel stehen für Digitalisierungsprojekte 
aller Ressorts zur Verfügung, werden jedoch 
vom MELUND kontrolliert. Auf diese Weise 
kann das Digitalisierungsministerium Vorhaben 
koordinieren und die Digitalisierungsvorhaben 
verschiedener Ressorts miteinander in Einklang 
bringen. 

Die Zuständigkeit für Infrastrukturen wie 
Breitband- und Mobilfunkausbau liegen im 
Geschäftsbereich des Wirtschaftsministeriums, 
ebenso wie die Förderung der digitalen 
Wirtschaft in Schleswig-Holstein. Für Themen 
der digitalen Gesellschaft wurde das Digital-
isierungsprogramm der Landesregierung ge-
schaffen, welches vom MELUND koordiniert wird.

Ergebnisse

Das schleswig-holsteinische Digitalisierungs-
ministerium hebt drei Themenbereiche hervor, 
in denen man in den vergangenen Jahren 
Fortschritte erreicht habe: Digitalisierungspreis, 
Onlinezugangsgesetz und das landesweite 
Digitalisierungsprogramm (MELUND, 2021a). 
Letzteres wurde nach 2018 im Jahr 2021 
noch einmal neu aufgelegt und enthält 36 
kleine und mittlere Vorhaben mit einem 
Gesamtvolumen von rund 10 Mio. Euro. 
Das Digitalisierungsministerium in Schleswig- 
Holstein hat somit, anders als die hier betrach-
teten Digitalressorts, keine Digitalstrategie für 
das Land erarbeitet, sondern ein Programm mit 
konkreten Einzelprojekten. 

Mit dem Digitalisierungsgesetz (MELUND, 
2021b) hat das MELUND sich auch in den 
Gesetzgebungsprozess eingebracht. Es soll 
den rechtlichen Rahmen dafür schafften, dass 
die öffentliche Verwaltung digitalisiert wird und 
im Kontakt mit den Bürger:innen auch neue 
Technologien, wie etwa künstliche Intelligenz 
einsetzen kann. Auch die Bereitstellung von 
Open Data durch die Verwaltung soll durch 
das Gesetz intensiviert, werden. Zum Zeitpunkt 
dieser Veröffentlichung befindet sich das 
Gesetz allerdings noch im parlamentarischen 
Verfahren.
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Im fallübergreifenden Vergleich zeigen sich 
mit Blick auf die politische Ausrichtung und 
Aufgabenschwerpunkte die aufgrund der 
Fallauswahl erwartbaren Unterschiede. So 
hat das Thema Digitalisierung in den Ländern 
mit einem Digitalisierungsministerium ohne 
weitere Fachagenden (BY, HE) die ungeteilte 
Aufmerksamkeit der Hausleitung, während es in 
den anderen untersuchten Fällen eher von der 
Staatssekretärs- oder Abteilungsleitungsebene
gesteuert wird. Damit zusammenhängend werden
die untersuchten Länder auch durch unter-
schiedliche Hierarchieebenen im IT-Planungsrat 
vertreten: Bayern von der Staatsministerin, 
Hessen und Schleswig-Holstein vom Staats- 
sekretär und Nordrhein-Westfalen vom Abteilungs- 
leiter und Beauftragten der Landesregierung 
für IT. Unmittelbare Unterschiede in der Steuer-
ungswirkung lassen sich daraus allerdings nicht 
erkennen.

Die Mischung mit dem Fachthema Wirtschaft 
zeigt in NRW allerdings den intendierten Effekt 
einer Schwerpunktsetzung an der Schnittstelle 
der Verwaltung zur Wirtschaft, beispielsweise 
mit dem Ausbau des Wirtschaftsserviceportals. 
Die Anstrengungen Bayerns zum einheitlichen 
Unternehmenskonto zeigen jedoch auch, dass 
die Zuordnung zum Wirtschaftsressort dafür 
keine notwendige Bedingung ist.

Auffällig ist die Integration des hessischen 
Digitalisierungsministeriums in die Staatskanzlei. 
Dadurch konnte die Errichtung des Ministeriums 

und Herstellung der Arbeitsfähigkeit wesentlich 
beschleunigt werden, da kein völliger Neuaufbau 
des Ministeriums notwendig war. Stattdessen 
konnte das Digitalisierungsministerium auf die 
bestehende Zentralabteilung zurückgreifen 
und sich auf den Aufbau der Fachabteilungen 
konzentrieren.

Eine weitere Besonderheit der beiden „reinen“ 
Digitalisierungsministerien sind die institutional- 
isierten Strukturen zur ressortübergreifenden 
Zusammenarbeit. Das bayerische Digitalisier- 
ungsministerium hat hierfür Koordinations-
referate ausgeprägt, die vergleichbar mit 
Spiegelreferaten des Bundeskanzleramts bzw. 
der Staatskanzleien sind. Auch in Hessen 
gibt es auf der Arbeitsebene eine dauerhafte 
Zuständigkeitszuordnung für die anderen 
Ressorts. Dies kann insofern als Merkmal eines 
idealtypischen Digitalisierungsministeriums gelten 
und untermauert den Anspruch einer ganz-
heitlichen Koordination der Aktivitäten aller 
Ressorts. Personelle Unterstützung für Digital-
isierungsvorhaben anderer Ressorts gibt es 
hingegen auch in anderen untersuchten Fällen, 
z.B. das Kompetenzzentrum Projektmanage-
ment in Schleswig-Holstein.

Hinsichtlich der Personalausstattung gibt es 
keine signifikanten Unterschiede zwischen den 
untersuchten Fällen. Dies deutet darauf hin, 
dass ein Digitalisierungsministerium nicht zwin-
gend einen großen Personalkörper benötigt. 
Deutliche Unterschiede zeigen sich hingegen 
bei der Budgetausstattung.
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Bayern NRW Hessen SH

Wie viel Budget steht den Digitalisierungsministerien im Haushaltsjahr 2021 für digitalpolitische Vorhaben zur Verfügung? (Für das 
Hessische Ministerium für Digitale Strategie und Entwicklung ist zusätzlich zum Budget des Ministeriums die „Digitalisierungsmilliarde“ 
für die gesamte Legislaturperiode anteilig hinzugerechnet.)

Fallübergreifender Vergleich der Digitalisierungsministerien ausgewählter 
Länder

Personal & Haushalt
Anteil am Landeshaushalt (%)
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Hierbei scheint nicht zwingend die Ausprägung 
eines „reinen“ Digitalisierungsministeriums ohne 
Fachthemen bedeutsam zu sein, als vielmehr 
die Budgetsteuerung als zentralen Wirkmecha-
nismus mit einem dedizierten Haushalt zu 
hinterlegen. Ein Digitalisierungsbudget bzw. in 
Hessen sogar die „Digitalisierungsmilliarde“, 
auf das sich Ressorts mit eigenen Vorhaben 
bewerben, kann ein wirksames Vehikel zur 
Ausrichtung aller Ressortvorhaben sein.

CIO- und Experteninterviews

Insgesamt zeigte sich unter den befragten 
Expert:innen ein durchaus differenziertes Mei-
nungsspektrum, was jeweils bei der Darstellung 
der Einzelaspekte deutlich gemacht wird. Unter 
der Prämisse, dass aufgrund der laufenden 
politischen Diskussion und des öffentlichen 
Handlungsdrucks das Thema Digitalisierung in 
einer neuen Bundesregierung auf Ressortebene 
abgebildet wird, gab es eine hohe Einigkeit 
unter den befragten Expert:innen, dass ein 
Digitalisierungsministerium als eigenständiges 
Ressort etabliert werden sollte, statt einem 
bestehenden Fachministerium beigefügt zu 
werden. 

Die Eigenständigkeit des Digitalisierungsminis-
teriums hat demnach eine hohe Bedeutung, 
damit das Thema die volle Aufmerksamkeit der 
Hausleitung hat und nicht von Fachthemen 
im eigenen Haus kannibalisiert wird. Eine 
Einordnung in das Bundeskanzleramt wird vor 
allem deshalb skeptisch beurteilt, weil dort 
in der Regel keine operativen Aufgaben 
wahrgenommen werden. Solche Aufgaben 
wären aber in einem umsetzungsorientierten 
Digitalisierungsministerium notwendig, das von 
den Befragten mehrheitlich befürwortet wurde.

Eine hohe Übereinstimmung zeigte sich auch 
hinsichtlich der grundsätzlichen Fokussierung 
auf die Digitalisierung von Staat und Verwaltung 
zugunsten der Digitalisierung von Wirtschaft 
und Gesellschaft, wobei es einige pointierte 
Gegenpositionen gab. Beim spezifischen Aufga-
benzuschnitt im Detail wiederum gehen die 
Meinungen teilweise weit auseinander, was 

Wenig ausgeprägt scheinen hingegen gesetz- 
geberische Aktivitäten der untersuchten Digitali-
sierungsministerien mit Ausnahme des schleswig-
holsteinischen Digitalisierungsgesetzes. Dies 
kann unterschiedlich interpretiert werden: 
Entweder wird der Steuerung über Gesetzes-
änderungen keine große Bedeutung zugemes-
sen, weil kurz- und mittelfristige Erfolge wirk-
samer auf anderem Wege zu erzielen sind (z.B. 
mithilfe von Budgets und konkreten Projekten) 
oder es geringen Handlungsbedarf bei den 
gesetzlichen Regelungen gibt.

beispielsweise Einzelthemen wie IT-Sicherheit, 
Breitbandausbau und Verwaltungsrecht betrifft. 
Dementsprechend vielfältig waren auch die 
Antworten auf die Frage nach wichtigsten 
politischen Projekten eines Digitalisierungsmin-
isteriums in der kommenden Legislaturperiode.

Besondere Aufmerksamkeit widmeten mehrere 
der Befragten den Anforderungen an die 
Hausleitung eines Digitalisierungsministeriums. 
Neben dem obligatorischen politischen Sen- 
dungsbewusstsein wurden dabei mehrfach 
eine hohe Authentizität und Sachverstand 
für Digitalisierung gefordert, statt allgemein-
politischer Generalismus. Vor dem Hintergrund 
der querschnittlichen Rolle eines Digitalisier-
ungsministeriums wurden zudem ein hohes 
Maß an Kooperationsfähigkeit und politischem 
Geschick gefordert, um Erfolge für die Leitungen 
der anderen Fachministerien zu kreieren, ohne 
diese für sich zu reklamieren.

Mit Blick auf die adäquate Größe eines Digitali-
sierungsministeriums gab es wenige konkrete 
Festlegungen unter den Expert:innen, wobei 
in der Tendenz ein eher kleines Ressort befür-
wortet wurde. Dadurch solle insbesondere die 
Aufbauphase des Ministeriums nicht überladen 
werden.

Der Budgetausstattung wurde von der breiten 
Mehrheit der Befragten eine sehr hohe 
Bedeutung zugemessen. Das Digitalisierungs-
ministerium solle wesentlich über die Budget-
verantwortung seine Steuerungsrolle gegen-
über den anderen Ressorts wahrnehmen.
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Bei den konkreten Überlegungen zeigte sich 
eine gewisse Vielfalt, wie beispielsweise ein 
zentraler IT-Haushalt, aus dem alle Ressorts
auch ihre eigenen IT-Ausstattungsbedarfe decken
müssen, ein Innovationsbudget, aus dem die 
Fachressorts Mittel beim Digitalisierungsminis-
terium beantragen können oder Beteiligungs- 
und Vetorechte, mit denen das Digitalisier-
ungsministerium der Digitalisierungsstrategie 
entgegen laufende Projekte oder redundante 
Vorhaben unterbinden kann, die andere Res-
sorts aus ihren eigenen Mitteln bestreiten wollen.

Neben der Budgetsteuerung wird dem Modus 
der Zusammenarbeit eine hohe Bedeutung 
zugemessen, wobei sich hinsichtlich der kon- 
kreten Ausgestaltung die Ideen und Einschätz-
ungen unterschieden. So wurde teilweise die 
Ausprägung von einer Spiegelstruktur entlang 
der anderen Ressorts vorgeschlagen, um die 
Fachressorts bei ihren Digitalisierungsvorhaben 
zu beraten und zu begleiten, bis hin zu Task-
Forces, die Einzelprojekte unterstützen können. 
Ein breiteres Meinungsspektrum zeigte sich 
auch bei der Frage nach Vorgaben und 
Standards. Während diese nach Auffassung 
einiger Befragten eher einen Handlungskorridor 
mit Spielräumen für Innovation aufzeigen 
sollten, sehen andere Überlegungen eine 
restriktivere Bindung als erforderlich, um 
redundante Entwicklungen und Erprobungen 
zu verhindern, bis hin zur Bereitstellung einer 
verpflichtend zu nutzenden Plattform.

Insgesamt zeigten die Interviews eine hohe 
Übereinstimmung in wesentlichen Punkten, 
allerdings gab es aufgrund der unterschied- 
lichen persönlichen Erfahrungshintergründe 
auch signifikant unterschiedliche Einschätz-
ungen. Rang und Rolle der Interviewten spielten 
dabei keine besondere Bedeutung, allerdings 
spiegelte sich die Ressortzugehörigkeit in unter- 
schiedlichen Einschätzungen zu den Aufgaben- 
schwerpunkten eines Digitalisierungsminister-
iums wider. Erwartbar unterschiedlich fiel auch 
die eher politische Einschätzung der Rolle 
des Staates bei der Digitalisierung und der 
Operationalisierung digitaler Souveränität aus. 
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Analyse und Ergebnisdarstellung:  
Idealtypus eines Digitalisierungsministeriums

Der Idealtypus eines Digitalisierungsminister- 
iums soll eine „Reinform“ eines Digitalisier-
ungsministeriums aufzeigen. Spezifische Emp- 
fehlungen werden für die wesentlichen Gestal- 
tungsmerkmale unterbreitet, wie die politisch-
organisatorische Einordnung in die Regierung, 
die Aufgabenschwerpunkte, die Arbeits- und 
Funktionsweise sowie die interministerielle und 
Ebenen übergreifende Einbettung. Dabei werden 
Gestaltungshinweise aus den Expert:inneninter-
views aufgegriffen und Einschätzungen auf  
Basis der Fallstudien getroffen. Es ist jedoch 
keine mit den Interviewten konsentierte Be- 
schreibung, sondern stark durch die Einschät-
zungen der Autor:innen und die Diskussion im 
Redaktionsbeirat geprägt.

1. Wenn, dann richtig: Ein „echtes“ Digitalis-
ierungsministerium, statt „X-, Y- und Digi-
talisierungsministerium“

Die Digitalisierung hat inzwischen eine so 
große fachpolitische Bedeutung erlangt, 
dass die Verantwortung und Zuständigkeit 
dafür in einem eigenständigen Ministerium 
verankert werden muss. Das Ressort sollte die 
Gestaltungsverantwortung dafür übernehmen, 
nicht „nur“ zu digitalisieren, sondern mithilfe 
der Digitalisierung Staat und Gemeinwesen 
zu modernisieren und zu transformieren. Das 
könnte auch in einem Titel „Ministerium für 
Digitalisierung, Modernisierung und Trans-
formation“ deutlich werden.

„Bei einer Verknüpfung mit einem Res- 
sort besteht die Gefahr, dass die Digi- 
talisierung das zweitwichtigste Thema 
wird.“ Dr. Tobias Plate, Bundeskanzleramt

Ein Platz am Kabinettstisch mit einem eigenen 
Ressort und entsprechender Umsetzungs-
kapazität dahinter schafft die Voraussetzungen 
für die nötige politische Sichtbarkeit und 
Durchsetzungsstärke, die von der Hausleitung 
genutzt werden muss. Für den eigenen 
Aufgaben- und Zuständigkeitsbereich erhält 
das Digitalisierungsministerium die Verantwor- 
tung für die Rechtssetzung, aber insbesondere 

auch die notwendigen Instrumente für die 
tatsächliche Umsetzung. Die Fachaufgaben 
werden ihm aus den bisher verantwortlichen 
Ressorts übertragen. 

Die Einrichtung eines Digitalisierungsminis-
teriums wird seine Signalwirkung verfehlen, 
wenn das Digitale inter alia ist. Ein Digitali- 
sierungsministerium als „X, Y und Digitali-
sierungsministerium“ erzielt weder die ange-
strebte politische Symbolkraft noch erhält das 
Thema dadurch im Tagesgeschäft die perma-
nente Aufmerksamkeit der Hausleitung. Die 
Erfahrungen in den Ländern zeigen, dass 
in einer Mischung von Digitalisierung mit 
fachlichen Politikfeldern, wie Inneres, Bildung 
oder Wirtschaft, die anderen fachpolitischen 
Themen in der Regel von vorrangiger Bedeu- 
tung für die Hausleitung sind. Ein Digitalisier-
ungsministerium sollte deshalb nur ein Digitali-
sierungsministerium sein und keine weiteren 
fachpolitischen Agenden verantworten. 

2. Kein eierlegendes Wollmilchsauminis- 
terium

Soll das Digitalisierungsministerium spürbare 
Erfolge erzielen können, braucht es 
klar umrissene Aufgaben und politische 
Prioritäten. Wer sicherstellen will, dass ein 
Digitalisierungsministerium scheitert, überlädt 
es mit Erwartungen und umfassenden Digital- 
themen: Dann sollte ein Digitalisierungsmin-
isterium das Breitbandkabel bis zur letzten 
Milchkanne legen, Fintechs und andere Tech-
Start-ups fördern, Big Tech regulieren und 
europäische Datenplattformen etablieren, 
smarte Mobilität vorantreiben, Bildungsplatt-
formen aufbauen und die digitale Patientenakte 
einführen. Nicht nur die Aufgabenbreite 
überfordert das Digitalisierungsministerium, 
sondern es wird sich in einem solchen 
Zuschnitt an den anderen Ressorts aufreiben, 
ohne dass es spürbare Fortschritte gibt. Das 
Digitalisierungsministerium sollte in erster Linie 
die Digitalisierung der staatlichen Strukturen 
im Fokus haben. Entscheidende Fortschritte 
hier sind auch von Vorteil für Wirtschaft und 
Gesellschaft und wesentlicher Beitrag für die 
Digitalisierung anderer Lebensbereiche. 
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Der Auf- und Ausbau der digitalen Infrastruktur, 
insbesondere Breitband, Glasfaser und Mobil- 
funk, ist zwar ein querschnittliches Digitali- 
sierungsthema, aber inhaltlich wenig verknüpft 
mit den Themen der Verwaltungsdigitalisierung. 
In dieser vor allem privatwirtschaftlichen 
Aufgabe liegt die Rolle des Staates insbesondere 
in der Regulierung und Förderung. Die Ressort-
zuständigkeit dafür sollte mit der Zuständigkeit für 
die Regulierungsbehörde (Bundesnetzagentur) 
korrespondieren. Auch Themen rund um die 
digitale Wirtschaft und Plattformen sowie 
deren Regulierung müssen zwar anschlussfähig 
gestaltet sein (z.B. Technologie- und Start-up-
Förderung im Bereich digitale Identität oder 
auch der Aufbau einer europäischen Cloud-
Infrastruktur Gaia-X), aber sollten eher nicht 
Teil eines Digitalisierungsministeriums sein, das 
sich vorrangig um die Digitalisierung und Moder-
nisierung von Staat und Verwaltung kümmert.

3. Markenkern digitale Verwaltung statt 
Bündelung aller Digitalisierungsthemen

Kernthema eines Digitalisierungsministeriums 
sollte nach deutlicher Mehrheit der befragten 
Expert:innen die Digitalisierung von Staat 
und Verwaltung sein. Zwar reicht das Thema 
Digitalisierung und damit auch das potenzielle 
Aufgabenportfolio weit darüber hinaus, doch 
spricht einiges dagegen, „alles“ in den Verant-
wortungsbereich des neuen Ressorts zu geben: 
Zum einen sollte die Digitalisierung der Politik-
felder eng mit den Fachpolitiken verknüpft sein 
(eHealth, eJustice, digitale Bildung usw.) und 
in Fachressortverantwortung bleiben – nicht 
zuletzt, um auch dort die Digitalisierungs-
kompetenz zu stärken. Zum anderen kann ein 
mit allen querschnittlichen Themen überlade- 
nes Digitalisierungsministerium die Erwartun-
gen nur enttäuschen. 

„Die große Gefahr bei der Gründung 
eines Digitalministeriums ist, dass man 
das Haus bei der Verteilung der Zustän-
digkeiten zur Bad Bank der staatlichen 
IT macht, wo alle problematischen 
Bereiche der staatlichen IT abgelagert 
werden.“
Christian Bähr, Bayerisches Staatsministerium für
Digitales

Das Digitalisierungsministerium sollte strate-
gische Zielvorgabe, Agenda und Roadmap sowie 
Infrastruktur und „Betriebssystem“ für digitales 
Regieren und Verwalten schaffen, auf deren 
Grundlage (von allen Ressorts) digitalisierte 
politische Programme umgesetzt werden 
können. Die konkreten Aufgabenbereiche für 
ein Digitalisierungsministerium können sich 
in Zukunft und mit wachsender Erfahrung 
ändern. Zunächst sollte mit einer Auswahl an 
Querschnittsthemen, die unmittelbaren Bezug 
zur Digitalisierung von Staat und Verwaltung 
haben, gestartet werden. Weitere Themen 
können ggf. zu einem späteren Zeitpunkt in die 
Zuständigkeit des Digitalisierungsministeriums 
hinzugenommen werden. 

„Wenn es um die Digitalisierung des 
Staates geht, dann muss der Staat 
eine starke Rolle spielen. Digitale 
Souveränität muss man ernst nehmen 
und mit Leben füllen. Private Lösungen 
in der Pandemie haben ihren Ursprung 
darin, dass wir keinen starken digitalen 
Staat haben.“
Tobias Goldschmidt, Ministerium  für Energiewende,
Landwirtschaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung des
Landes Schleswig-Holstein

Querschnittliche Aufgabenbereiche für das 
Digitalisierungsministerium im Kontext der 
digitalen Verwaltung sind insbesondere 
Koordination und Steuerung der Umsetzung 
des Onlinezugangsgesetzes und der Single 
Digital Gateway-Verordnung, die Register-
modernisierung und die IT-Konsolidierung. Da 
für den Erfolg dieser Programme auch eine 
Reihe von Querschnittsthemen mit starkem 
Digitalisierungsbezug, wie Architekturstandards, 
die verwaltungseigene IT-Infrastruktur wie 
Netze des Bundes und Verwaltungscloud 
sowie IT-Konsolidierung von hoher Bedeutung 
sind, sollte deren Zuständigkeit mitsamt der 
Bündelung der Kompetenzen in Richtung 
der EU dementsprechend auch im Digitali-
sierungsministerium liegen.  
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Mit der Zuweisung und Übertragung verschie- 
dener Aufgabenbereiche und Personal aus 
anderen, bisher zuständigen Ressorts müssen 
auch die dazugehörigen Budgets haushalts- 
neutral zum Digitalisierungsministerium umge-
schichtet werden. Dazu gehört u.a. auch die 
Übertragung der Aufsicht und Verantwortung 
für den IT-Dienstleister ITZBund samt Budget 
in den Zuständigkeitsbereich des Digitalisier-
ungsministeriums. Die Steuerung der IT-Mittel 
aller Ressorts gehört ebenfalls dazu.

Darüber hinaus gibt es eine Reihe weiterer 
Themen, die sich im Kern nicht auf Digitalisierung 
beziehen, aber von hoher Relevanz für 
Digitalisierungsvorhaben sind, wie u.a. Teile 
des Verfassungsrechts, des Vergaberechts, 
des Beihilferechts und des Haushaltsrechts. 
Eine innovations- und gestaltungsorientierte 
Weiterentwicklung dieser Rechtsgebiete bietet 
einen großen Hebel für eine schnelle und 
effiziente Modernisierung der Verwaltung. 
Ob man allerdings allein durch einen 
Ressortwechsel mit denselben „Hämmern 
die Nägel besser auf den Kopf trifft“, scheint 
zweifelhaft. So kann es durchaus vorteilhaft 
sein, querschnittliche Rechtsthemen außen 
vor und in anderen Häusern zu belassen, 
sodass progressivere, gestaltungsorientierte 
Rechtsauffassungen und Vorschläge die Haus- 
leitung des Digitalisierungsministeriums errei- 
chen, ohne zuvor in der hausinternen Abstim-
mung glatt und wirkungslos geschliffen zu 
werden.

4. Klein und schnell – aber mit Wumms: 
Budget als zentraler Wirkmechanismus

„Raus aus den Silos … rein ins Vergnügen!“ 
Ernst Bürger, Bundesministerium des Innern, für Bau
und Heimat

Hinsichtlich des Personalkörpers sollte das 
Digitalisierungsministerium nicht notwendiger-
weise groß sein. Der Aufbau des Ressorts wird 
ohnehin eine gewisse Zeit in Anspruch nehmen, 
die umso länger dauert, je mehr Themen und 
Organisationseinheiten aus anderen Ressorts 
herausgelöst, überführt und integriert werden 
müssen. In der üblichen Rationalität der 
Ministerialverwaltung hängen Relevanz und 
Ansehen eines Ressorts und dessen Leitung 

meist von der Anzahl der Stellen ab. Doch ein 
Ministerium, das sich Modernität und neue 
Wege zum Ziel setzt, muss sich nicht allen 
überkommenen Logiken und Anreizstrukturen 
unterwerfen, sondern sollte in bestimmten 
Punkten bewusst anders sein. Interner 
Aufbau und Arbeitsweise sollten ebenso von 
mehr Flexibilität, Agilität und Kooperation 
geprägt sein, wie auch das Verhältnis und 
die Zusammenarbeit mit anderen Ressorts. 
Das Digitalisierungsministerium nimmt die 
Rolle des Koordinators und Unterstützers 
ein bei der gemeinsamen Umsetzung einer 
Gesamtstrategie für Digitalisierung.

„Die entscheidende Frage ist: hat das 
neue Ministerium Geld oder nicht? 
Money Talks. Wenn nicht, ist das nur
eine akademische Übung.“    
Dr. Martin Hagen, Der Senator für Finanzen der Freien
Freien Hansestadt Bremen

Ein Digitalisierungsministerium, das echte Wir- 
kung entfalten soll, kann jedoch nicht nur 
koordinieren und moderieren, sondern braucht 
echte Steuerungs- und Umsetzungskompe-
tenzen. Damit das Ressort im interministeriellen 
Zusammenspiel ernst und wahrgenommen 
wird, aber auch signifikante Fortschritte erzielen 
kann, sollte das Digitalisierungsministerium mit 
den notwendigen Instrumenten ausgestattet 
sein, die dessen Durchsetzungskompetenz 
untermauern. Die entscheidenden Gestaltungs-
hebel sind die Ressortzuständigkeit für Digi- 
talisierung und das Budget: Das Digitali-
sierungsministerium muss mit einem relevanten 
Budget und eigenem Haushalt ausgestattet 
werden, den es gegenüber dem Parlament 
vertreten und verteidigen muss. Das Budget ist 
neben Entscheidungs- und Beteiligungsrechten 
der entscheidende Hebel. Um spürbare Erfolge 
erzielen zu können, bieten die aktuellen 
Konjunkturpaketmittel des Bundes eine gute 
Orientierung für die notwendigen Dimensionen. 
So wird Wahrnehmbarkeit und Relevanz 
gesichert. Wichtig ist, dass diese Mittel im 
nächsten Schritt zielgerichtet und geknüpft an 
eine klare Gesamtstrategie eingesetzt werden, 
z.B. dem „Einer für Alle“-Prinzip, aber zugleich 
auch nach wettbewerblichen Mechanismen 
und marktkonform. 
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Das Digitalisierungsministerium sollte nicht nur 
das Budget für seine eigenen Fachaufgaben 
übertragen bekommen, um eigene Themen 
und Projekte voranzutreiben, sondern auch 
die Steuerung der IT-Mittel aller Ressorts 
bündeln und über ein Digitalisierungs- und 
Innovationsbudget den Ressorts Mittel für ihre 
Digitalprojekte bewilligen. Für die Mittelfreigabe 
müssen sich die Projekte der Ressorts in die 
Gesamtstrategie für Digitalisierung einfügen. 

Erfahrungen in mehreren Ländern zeigen, 
dass sich für eine kohärente Gesamtsteuerung 
der Digitalisierung und des IT-Einsatzes ein 
zentraler IT-Titel im Haushalt bewährt hat. 
Beispiele wie Hamburg zeigen, dass das 
Budget der entscheidende Hebel ist, um 
Relevanz und Gestaltungswirkung zu erzielen. 
Zusätzlich zur Steuerung über Budgets sollte 
das Digitalisierungsministerium ein Vetorecht 
für Digitalisierungsprojekte anderer Ressorts 
erhalten. So können – auch unabhängig von der 
Mittelbewilligung aus dem Digitalisierungsbudget 
– Projekte abgelehnt und gestoppt werden, die 
sich nicht in die Gesamtstrategie einbetten. 
Mit Blick auf die IT-Konsolidierung mag es 
dabei wichtig sein, Einfluss auf die Beschaffung 
der IT-(Grund-)Ausstattung der Ressorts und 
Geschäftsbereiche zu nehmen. 

Für Innovation, Modernisierung und Transfor-
mation wäre hingegen ein IT-Innovationsbudget 
von größerer Bedeutung, aus dem Ressorts 
Mittel für Vorhaben beantragen können, 
die auf die Gesamtstrategie einzahlen und 
keine unerwünschten Redundanzen oder 
Parallelentwicklungen darstellen. Dafür sollten 
dem Digitalisierungsministerium zusätzliche 
Mittel zugewiesen und im Haushalt eingestellt 
werden. Die Mittelfreigabe für Digitalprojekte 
wird dabei an die Einhaltung der Gesamtstrategie 
geknüpft.

5.	 Ausrichtung auf Umsetzung

Ein auf Umsetzung ausgerichtetes Digitalisier- 
ungsministerium übernimmt die direkte 
Verantwortung für die wichtigsten Projekte 
der Legislaturperiode im eigenen Zuständig-
keitsbereich. Daneben erarbeitet es für 
übergreifende Modernisierungsprogramme aller 
 Ressorts, wie die SDG-, die OZG-Umsetzung, die IT-
Konsolidierung und die Registermodernisierung, 
Vorgaben und Standards, stellt Methoden 

und Tools zur Verfügung und kann bei 
Bedarf Kapazität und Know-how in Form 
von „Umsetzungs-Teams“ oder Task-Forces 
bereitstellen, die ressortübergreifend mit- und 
zusammenarbeiten. Die Zusammenarbeit mit 
und Unterstützung von den anderen Ressorts 
und Behörden stehen im Vordergrund. 

„Der Grundansatz des Digitalminister-
iums muss kooperativ sein. Ressorts 
haben oft nicht die richtigen Digital- 
isierungskompetenzen und können 
mit der Expertise aus dem Digitalminis- 
terium profitieren.“
Prof. Dr. Kristina Sinemus, Hessische Ministerin für 
Digitale Strategie und Entwicklung

Das Digitalisierungsministerium definiert Unter- 
stützungs- und Eskalationslevel, nach denen 
die Ressorts Digitalprojekte bei erfolgreichem 
Projektfortschritt mit bereitgestellten Mitteln in 
hoher Eigenständigkeit durchführen können. 
Sofern Bedarf besteht, berät und unterstützt 
das Digitalisierungsministerium Innovator:innen 
in den Behörden mit IT- und Digitalisierungs-
Know-how, Design Thinking, agilen Methoden 
und Prozessberatung und treibt unterstütz- 
ungsbedürftige Projekte so in der praktischen 
Umsetzung. Besonders wichtige Projekte, 
die in eine kritische Schieflage geraten, können 
einseitig durch das Digitalisierungsministerium 
mit Umsetzungs-Teams oder Task-Forces ge- 
stärkt werden, um Projekte zum Erfolg zu 
führen. Die notwendige Kapazität dafür sollte 
das Digitalisierungsministerium nicht dauerhaft 
vorhalten, sondern kann diese kurzfristig am 
Markt einkaufen.

6. Neue Arbeitswelt

Ein Digitalisierungsministerium für Moderni-
sierung, Innovation und Transformation sollte 
von Beginn an bei sich selbst anfangen. 
Zwar muss es die Klaviatur der deutschen 
Ministerialverwaltung spielen können, um im 
Zusammenspiel der Ressorts auf Augenhöhe 
zu agieren, aber es sollte sich nicht allen 
Rationalitäten unterwerfen und im Innen- 
verhältnis überkommene Regeln reprodu-
zieren. Experimentierklauseln sollte das Digi- 
talisierungsministerium zuallererst bei sich 
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selbst anwenden. Projektorientiert sollte es 
üblich sein, referatsübergreifend in Teams zu 
arbeiten. Agile und nutzerzentrierte Methoden 
sollten in jedem Projekt als Standard-
Repertoire angewendet werden. Erfahrungen, 
Kompetenzen und Ideen sollten von rele-
vanten Akteuren in Zivilgesellschaft und Wirt-
schaft genutzt und eingebunden werden, um 
Nutzerorientierung systematisch in die Lösungs- 
entwicklung einzubeziehen und nicht Verwal-
tungsdigitalisierung zum Selbstzweck werden 
zu lassen. Darüber hinaus darf eine neue 
Fehlerkultur nicht nur ein Lippenbekenntnis sein. 
Von solchen Ansätzen und Arbeitsweisen wurde 
bereits in der Vergangenheit oft gesprochen, 
erst recht in den aktuellen Krisensituationen. 
Aber mit der drohenden Kontrolle bzw. Rüge 
durch den Bundesrechnungshof im Hinterkopf 
werden auch weniger effektive Projekte oft noch 
zum Erfolg erklärt. 

„Ein Digitalministerium muss das Per-
sonal, Geld und die Macht haben. Es wird 
immer ein Tick anderes funktionieren 
als die anderen Ministerien, die Gesetze
und Verordnungen schreiben.“ 
Sabine Smentek, Senatsverwaltung für Inneres und
Sport des Landes Berlin

Hier sollte das Digitalisierungsministerium deu- 
tlich einen anderen Weg gehen und den 
Nutzungserfolg von Projekten in den Mittel-
punkt stellen. Ein möglicher Ansatz für das 
Digitalisierungsministerium wäre es, zehn Vor-
haben am 01.01.2022 zu starten, von denen 
mindestens drei binnen einer kurzen und 
präzisen gesteckten Frist gestoppt werden 
müssen, wenn sie die vorher festgelegten 
Kennzahlen und Ziele nicht erreicht werden 
können. 

Damit ein solcher Geist in ein neues Ministerium 
einziehen kann, sollte es mehr sein als nur 
die Teile anderer Ressorts, aus denen es 
zusammengefügt wird. Es braucht einen 
bewusst gestalteten Mix aus den Köpfen, die 
mit ihren bestehenden Aufgaben in das Ressort 
wechseln, Innovator:innen aus der Verwaltung, 
die in das Digitalisierungsministerium kommen 
und dort neue Aufgaben übernehmen und 
Neueinstellungen von außerhalb der Verwal-
tung, die digitalisierungserfahren und -affin 

sind. Ein solcher Mix, wie er beispielsweise 
in Hessen gewählt wurde, kann bestehendes 
Verwaltungswissen und neue Impulse für 
frisches Denken zu einer gelungenen Mischung 
zusammenführen

7. Gezielt Märkte schaffen und Innova-
tionspotenziale der Digitalwirtschaft nutzen

Die Innovationsdynamik der Verwaltungsdi-
gitalisierung sollte durch eine stärkere Orient- 
ierung an der Digitalwirtschaft erhöht werden. 
Die vielerorts verkürzt verstandene Diskussion 
über digitale Souveränität, als „der Staat und 
seine Staatsunternehmen müssten alles selbst 
machen“, hat nicht zu einer zügigen und 
erfolgreichen Umsetzung beigetragen. Markt-
gängige Standardleistungen durch staatliche 
Stellen selbst anbieten zu wollen, ist in der 
Regel langsamer und teurer und schafft zudem 
interne Abhängigkeiten. Digitale Souveränität 
bedeutet Abhängigkeiten von einzelnen Anbie- 
tern zu vermeiden. Dies kann besser durch 
offene Standards und offene Software sicher-
gestellt werden, sodass sich Anbieter nach 
wettbewerblichen Mechanismen durchsetzen 
müssen, unter denen öffentliche Auftraggeber 
auswählen und auch wechseln können. Ein
Digitalisierungsministerium sollte deutlich stärker 
durch offene Standards und offene Schnitt-
stellen Märkte schaffen. 

„Wir brauchen so etwas wie die DIN-
Norm für die öffentliche Verwaltung. 
Im Kern einer erfolgreichen Digitali- 
sierung steht die durchgehende Stan-
dardisierung.“ 
Dr. Johannes Ludewig, Nationaler Normenkontrollrat

So können nicht nur etablierte, europäische 
Anbieter die Digitalisierung von Staat und 
Verwaltung vorantreiben, sondern auch Start-
ups systematisch eingebunden werden. Aus 
vielerlei Gründen, u.a. vergaberechtlich, aber 
auch kulturell, tun sich Politik und Verwaltung 
schwer damit, echte Beteiligungsmöglichkeiten 
für Start-ups zu schaffen. Technologie-Start-
ups florieren selten, wenn staatliche Stellen 
Produktidee und -entwicklung eng steuern 
und anschließend insourcen. Wenn ein 
Digitalisierungsministerium die Einbindung von 
Start-ups sicherstellen will, muss es durch einen 
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Mix aus Förderinstrumenten, Regulierung sowie 
offenen Standards und Schnittstellen gezielt 
Rahmenbedingungen schaffen, in denen sich 
diese entfalten können.

8. Allein geht‘s nicht: Ein Digitalisierungs-
ministerium, viele Digitalministerien

Die Etablierung eines Digitalisierungsminis-
teriums mit der richtigen Einbindung und 
Ausstattung kann bereits einige Defizite adres- 
sieren und verbessern, um die Digitalisierung 
von Staat und Verwaltung auf ein zukunfts-
fähiges Level zu heben. Allein ist es aber 
nicht ausreichend, um eine erfolgreiche 
Transformation anzuschieben; dafür braucht 
es ein unterstützendes Umfeld. Die gesamte 
Verwaltung ist in der Pflicht und braucht 
Unterstützung und an manchen Stellen auch 
einen weiteren Anschub und Motivation.

„Jedes Ministerium muss ein Digitalmin-
isterium werden.“ 
Ernst Bürger, Bundesministerium des Innern, für Bau
und Heimat

Ein umsetzungsorientiertes Digitalisierungsmin-
isterium ist ein Partner der Ressorts und 
Behörden, der zwar kraftvoll vorantreiben soll, 
aber vor allem ermöglicht und befördert. Damit 
ist die Rolle des Treibers, der – notfalls auch 
extern und mit medialem Sendungsbewusstsein 
– Druck und Aufmerksamkeit mobilisiert, nicht 
ohne Weiteres vereinbar. Aktuell nimmt diese 
Rolle bei der Verwaltungsdigitalisierung de facto 
vor allem der Nationale Normenkontrollrat wahr. 
Das NKR-Gesetz und die darin zugesicherte 
Unabhängigkeit bei gleichzeitiger politischer 
Verankerung erweist sich als wirksamer Hebel, 
den es dauerhaft auch für die Digitalisierung 
braucht, um die Dinge beim Namen nennen zu 
können. Ein Digitalisierungsministerium kann 
schwerlich Freund und Helfer sein, Ressorts und 
Behörden zum Mitmachen gewinnen und gleich- 
zeitig spürbaren Druck bei Bedarf auch extern 
mobilisieren. Auch die Möglichkeiten des Bundes- 
kanzleramtes sind in dieser Hinsicht be-
schränkt bzw. dürfte das Interesse eher darauf 
liegen zu moderieren, als die Finger in die 
Wunde zu legen. Um sicherzustellen, dass dieser 
Fokus nicht in einer möglichen neuen perso- 
nellen Zusammensetzung des NKR verloren 
geht, könnte das NKR-Gesetz auf die Verwalt-
ungsdigitalisierung erweitert werden. 

Ein Digitalisierungsministerium braucht Pen-
dants in den Fachressorts, die ihre Politikfelder 
im abgesteckten Rahmen digitalisieren. Die 
praktische Modernisierung der Verwaltung 
liegt nicht allein in der Zuständigkeit des 
Digitalisierungsministeriums, sondern muss im 
Gegenteil alle Fachpolitiken durchdringen. Dafür 
bedarf es Anpassungen in den Fachministerien, 
für die das Digitalisierungsministerium stil-
prägend sein sollte, indem es vorbildhaft 
voranschreitet. Dazu gehört die Einrichtung 
von Innovation Labs in allen Ressorts und die 
stärkere Institutionalisierung der Digitalthemen 
in allen Bundesministerien, beispielsweise durch 
ein Digitalisierungsreferat oder mindestens 
-verantwortliche:r in jeder Abteilung aller 
Bundesministerien. Diese müssen zu „Fach-
Digitalisierungsministerien“ werden, mit eigenen 
CDOs auf Staatssekretärsebene, damit ein Reso- 
nanzboden für das Digitalisierungsministerium 
entsteht.

Die Digitalisierungspromotoren der Ressorts 
benötigen im Digitalisierungsministerium Ans-
prechpartner:innen, die das Fachministerium als 
Coach und Partner:innen begleiten. Dafür sollte 
das Digitalisierungsministerium eine Spiegel- 
struktur ausprägen, das den Häusern nicht nur 
Budgets für Digitalisierungsprojekte bereitstellt 
und die Projekte controlled, sondern die Ressorts 
unterstützt, berät und begleitet, sodass sich die 
Projekte in die Gesamtstrategie einfügen und 
Synergien über die Ministerien hinweg genutzt 
werden können, wie es in Hessen der Fall ist.  

9. Keine neuen Behörden - Digitalisierungs-
agentur hin oder her

In den letzten Jahren sind an vielen Stellen in der 
Verwaltung Innovations-Nuklei entstanden, die 
frischen Geist und neue Ideen in die Verwaltung 
getragen haben. Der Digital Innovation & 
Transformation Hub (PG DIT) als interner Think 
und Do Tank im BMI, die 4Germany-Initiative des 
Bundeskanzleramtes mit Ausstrahlungswirkung 
in viele Ressorts und Eigeninitiativen in nahezu 
allen Ressorts haben neue Methoden und 
neues Denken in die Verwaltung getragen. Statt 
dies konsolidieren zu wollen, aus den Ressorts 
herauszulösen oder anderweitig „an Ketten“ 
zu legen, sollten diese Initiativen an Ort und 
Stelle vorangetrieben werden, um die jeweiligen 
Ressorts und Behörden von innen zu verändern. 
Die langwierigen Diskussionen um den Aufbau 
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und die Etablierung der FITKO zeigen, welche 
Binnenorientierung jeder Behördenaufbau mit 
sich bringt. Ein Aufbau einer oder mehrerer 
neuer Behörden bindet die Verwaltung nur 
selbst und sollte deshalb unbedingt vermieden 
werden. Die Idee einer neuen, zusätzlichen Digi-
talagentur sollte deshalb ad acta gelegt werden.

10. Gesamtstaatliche Verantwortung des 
Bundes für Länder und Kommunen

Ein Digitalisierungsministerium muss den Impetus 
von Modernisierung, Innovation und Transfor-
mation gesamtstaatlich verstehen und leben. 
Die deutsche Verwaltung findet praktisch in 
erster Linie in den Ländern und Kommunen 
statt. Ein Digitalisierungsministerium, das es 
nicht für sich in Anspruch nimmt, die gesamt-
deutsche Verwaltung zu digitalisieren, verfehlt 
den eigentlichen Gestaltungsanspruch. Immer 
wieder zeigt sich, dass flächendeckende Inno- 
vation dort gelingt, wo der Bund sich stark 
engagiert und auch die Umsetzung verant-
wortet. So hat die frühere Umsetzung von 
Online-Leistungen der Verwaltung vor Augen 
geführt, dass die Delegation der Aufgaben an 
die Länder meist zu digitaler Kleinstaaterei 
führt. „Einer für Alle“ als Leitprinzip nicht nur 
digitaler Verwaltungsleistungen lässt sich nur 
durch starkes Engagement des Bundes durch-
setzen. Die Corona-Warn-App, die Corona-Hilfen 
der Bundesregierung, die Online-Einreisean-
meldung und das BAföG Digital sind die 
besten Beispiele für flächendeckende Verwal-
tungsdigitalisierung im Auftrag des Bundes, 
wohingegen die Kfz-Zulassung auch 15 Jahre 
nach dem Start von i-Kfz nicht flächendeckend 
nutzerfreundlich online möglich ist. 

„Ein Vorschlag: Der Bund soll zentral 
die IT-Verfahren anbieten, bei denen 
die Kommunen keine Wertschöpfung 
haben und nur Gesetze ausführen. Zum 
Beispiel Elterngeld, Unterhalt. Der Bund 
macht die Gesetze und zentralisiert 
die Fachverfahren, die einfach nur 
Rechnungsaufgaben sind. Kommunen 
können sich auf die wichtigsten Kern- 
aufgaben und menschliche Dienstleis-
tungen konzentrieren.“   
Dr. Martin Hagen, Der Senator für Finanzen der Freien
Hansestadt Bremen

Ein Digitalisierungsministerium muss die recht- 
lichen Möglichkeiten aktiv nutzen und mitge- 
stalten. Der politische Wille zu gesamtstaat-
licher IT-Kooperation und einer starken Rolle 
des Bundes wurde wiederholt zum Ausdruck 
gebracht, u.a. in Form von Artikel 91c 
(„IT-Mischverwaltung“), dem OZG (Standar-
disierungsmandate des Bundes) und den 
Beschlüssen zum „Einer für Alle“-Prinzip der 
MPK. Diesem politischen Willen gilt es zu 
entsprechen. Politisch wird die Bundesebene 
ohnehin in den meisten Fällen in die Haf-
tung genommen, dann sollte sie diese 
Verantwortung auch annehmen. Dies würde 
zudem den Kommunen den nötigen Freiraum 
geben, um ihre Energie auf Zukunftsthemen wie 
die digitale Daseinsvorsorge und Smart City zu 
konzentrieren.

Für die Ebenen übergreifende Koordination 
und Abstimmung wäre eine Digitalisierungs- 
ministerkonferenz als „echte“ Fachminister-
konferenz hilfreich, um von den Fachminister
konferenzen wahrgenommen zu werden. Hier- 
für wäre allerdings ähnliche Verantwortungs-
strukturen in den Ländern förderlich. So lange 
sollte der Bund eine gesamtstaatlich ordnende 
Rolle spielen.
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Fazit und Ausblick

Deutschland hat bei der Digitalisierung mittlerweile in nahezu allen Bereichen dramatische 
Rückstände aufzuholen. Die Änderungen an der Governance, die in den letzten Jahren eher 
inkrementell vorgenommen wurden, haben die erwünschten Wirkungen nicht erzielt. In Anlehnung 
an Lichtenbergs Aphorismus lässt sich nicht sagen, dass es besser werden wird, wenn es anders 
wird, aber dass es anders werden muss, wenn es gut werden soll.

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass ein Digitalisierungsministerium ein entscheidender 
Impuls sein kann, wenn es richtig gemacht wird. In der Untersuchung wurde als erfahrungsbasierter 
und pragmatischer Vorschlag ein Idealtypus eines Digitalisierungsministeriums herausgearbeitet. 
Dafür wurden wesentliche Gestaltungsmerkmale anhand empirischer Fallbeispiele ausgewählter 
Bundesländer und Expert:inneninterviews abgeleitet. Nun ist politisch zu entscheiden, ob, und wenn 
ja, welches Digitalisierungsministerium es werden soll.

Bei den politischen Entscheidungen im Rahmen einer Koalitionsverhandlung und Regierungsbildung 
spielen offensichtlich zusätzliche Rationalitäten eine gewichtige Rolle. Bei aller Bedeutung der 
Entscheidungen, die in diesem Rahmen getroffen werden, und aller Koalitionsarithmetik sollte 
dennoch im Vordergrund stehen, dass Staat und Verwaltung als „Betriebssystem“ dringend ein 
Update benötigen. Anders ist der Rückstand, den Deutschland in allen Bereichen der Digitalisierung 
aufweist, nicht aufzuholen. Nach den digitalisierungstreibenden Krisensituationen der jüngeren 
Vergangenheit – der Flüchtlingssituation im Jahr 2015, der Corona-Pandemie ab dem Jahr 2020 
und der Flutkatastrophe im Jahr 2021 – kann Deutschland nicht auf die nächste Krise warten 
bzw. wird die nächsten umfassenden Herausforderungen nicht adäquat bewältigen können. Die 
Digitalisierungskrise ist längst da!

Mit der Governance für die Digitalisierung, die durch die neue Regierungsstruktur geschaffen wird, 
werden wesentliche Gestaltungsentscheidungen getroffen. Wichtige Einflussfaktoren müssen jedoch 
in der anschließenden Aufbauphase bewusst geprägt werden. Es gilt ein Innovationsklima zu schaffen, 
einen „can do-Spirit“ zu etablieren und eine neue Kultur des Probierens, des Experimentierens und 
der Fehlertoleranz zu kreieren. Dies schließt gerade auch die politische Ebene ein. Kreativität der 
Politik kann nicht bei der Gründung von neuen Behörden aufhören. Dieses Innovationsklima ist als 
weitestgehend unabhängig von der Einrichtung eines Digitalisierungsministeriums zu sehen.

Die grundlegende Frage, wie ein übergreifender politischer Koordinationsbedarf bei sogenannten 
Wicked Problems geeignet in der politischen Steuerung und in der Verwaltung abgebildet 
werden kann, versucht die Untersuchung nicht zu beantworten. Die Diskussion nicht nur zum 
Digitalisierungsministerium, sondern auch zu einem möglichen Klimaschutzministerium zeigt 
allerdings, dass reflexhaft alte Antworten auf neue Fragen gegeben werden. Dadurch besteht die 
latente Gefahr, dass in alten Strukturen neue Machtpositionen und Kümmer:innen etabliert werden, 
die eher als Vetospieler:innen („Blockadeministerium“) wirken. Es besteht hier ein erheblicher Bedarf 
empirischer (vgl. Danken, 2017 am Beispiel Demografie) und insbesondere gestaltungsorientierter 
Forschung (vgl. u.a. Köhl et al., 2014).

Ein Digitalisierungsministerium kann und wird nicht alle Herausforderungen der Digitalisierung 
bewältigen und alle Chancen nutzen – auch nicht das in dieser Untersuchung idealtypisch 
skizzierte. Damit die Chancen der Digitalisierung genutzt werden können, braucht es tiefgreifende 
Veränderungen auf allen Ebenen der gesamten Verwaltung, aber weitergehend auch in Wirtschaft 
und Gesellschaft. Es kann aber ein wichtiger Impuls und Teil einer Lösung sein, indem es eine 
politische Funktion übernimmt, derer es eventuell irgendwann gar nicht mehr bedarf. Zum jetzigen 
Zeitpunkt ist Deutschland aber bei der Digitalisierung bei weitem (noch) nicht so weit, dass es keins 
(mehr) braucht.
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